
Politik ist schmutzig. Weder 
PolitikerInnen noch Partei-
en haben auch einen guten 
Ruf. Das hat gute Gründe. 
Sie sind überbezahlt, arro-
gant und bestenfalls hilflos 
angesichts der wachsenden 
Probleme. Beachtlich auch, 
dass die Konzepte der „ver-
schiedenen“ Parteien im-
mer ähnlicher werden. In 
Details unterscheiden sie 
sich zweifellos, manche 
sind mehr, manche weni-
ger rassistisch, manche ge-
ben sich ein bissi sozialer 
als andere. Doch wenn es 
dann um die konkreten Be-
schlüsse geht, zeigt sich wie 
klein die Unterschiede sind. 
Ein großer Teil der Abstim-
mungen sind einstimmig 
und alle Parteien haben in 
den verschiedenen Lan-
des- und Bundesregierun-
gen schon gezeigt, dass sie 
hart den Rotstift ansetzen 
im Sozialbereich.

„Unsere“ Abgeordneten sind 
oft nicht viel mehr, als Lob-
byisten. Offiziell verdie-
nen Nationalratsabgeord-
nete monatlich 8.306€ plus 
bis zu rund 500€ Sonder-
zahlungen. Viele haben zu-
sätzlich noch „Nebenein-
künfte“ die oft noch höher 

sind. Selbst wenn sie nicht 
korrupt sind, so ähnelt ihr 
Lebensstil (und damit ih-
re „Probleme“) mehr dem 
der Reichen, als dem einer 
(jetzt joblosen) Zielpunkt-
Beschäftigten, eines Bauar-

beiters oder einer Kranken-
pflegerin.

Die Folgen dieser Abgeho-
benheit zeigt sich in der 
Propaganda, dass „wir alle 
im selben Boot sitzen“ oder 

auch „geht’s der Wirtschaft 
gut, geht’s uns allen gut“. 
Blödsinn! Während Mate-
schitz, Pfeiffer & Co. fleißig 
weiter kassieren, steigt die 
Anzahl der Armen hierzu-
lande. Was ist das für ei-

ne Welt, in der es Reichtum 
gibt, während andere nicht 
genug haben, um die Woh-
nung ordentlich zu hei-
zen! Wenn die PolitikerIn-
nen behaupten, sie „müs-
sen leider“ sparen, dann ist 
das eine Lüge. Sie sparen 
bei uns, damit ihre Freun-
dInnen in der Wirtschaft 
weiterhin reich sind. Es ist 
nicht zu wenig da, es ist 
nur unglaublich ungerecht 
verteilt. Und um davon ab-
zulenken, wird behaup-
tet, „die Flüchtlinge“ oder 
auch „die Sozialschmarot-
zer“ seien schuld. Doch Ar-
mut kommt nicht von an-
deren Armen, sondern weil 
die Reichen immer reicher 
werden. Das ist die wider-
liche kapitalistische Logik. 
Schluss damit!	
		  Sonja Grusch

Die SLP fordert: 

FF Enteignung der Super-
reichen –  
Geld für Bildung, 
Soziales und Wohnen!
FF 50% Steuer auf nicht 
investierte Gewinne 

– das schafft Jobs!
FF Für einen Aktionstag der 
Gewerkschaften – die 
Reichen sollen zahlen!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Aufrüsten im Namen der Angst
Der österreichische Staat rüstet auf. Das Heer 
kauft ein und auch die Polizei investiert in 
Kriegsgerät. Staatsschutzgesetz oder Vorrats-
datenspeicherung werden zum „Schutz“ ein-
geführt. Es wird ein Klima der Angst erzeugt, 
um die Aufrüstung zu rechtfertigen. Ein teu-
res Manöver, um von den wachsenden sozialen 
Problemen abzulenken. 	  	                  Seite  2

Hongkong: Der Regenschirm-Faktor 
Ende November 2015 fanden Lokalwahlen in Hong-
kong statt, politisiert durch die Regenschirmbe-
wegung 2014. Die Wahlbeteiligung lag höher, die 
Pro-Regierungsparteien verzeichneten Verlus-
te. Socialist Action (CWI in Hongkong) trat in ei-
nem Bezirk mit einem kämpferischen Programm 
an und erhielt ein Drittel der Stimmen. La Pasha 
von Socialist Action berichtet.                         Seite   12

Schwerpunkt
Erdogan führt nicht nur 
Krieg gegen KurdInnen, 
sondern auch gegen tür-
kische ArbeiterInnen und 
KritikerInnen. Er will Wi-
derstand gegen seine Poli-
tik mit Nationalismus un-
terdrücken. Seiten 7-10
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Schluss mit der Politik 
für die Reichen!

Die „Volksvertretung“ macht 
Politik für die Reichen und Mächtigen.
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von Sonja Grusch� Die Heuche-
lei jener, die von MigrantIn-
nen verlangen, „unsere Wer-
te“ zu respektieren, ist kaum 
zu überbieten. Am 24. De-
zember gedenken sie der 
Herbergssuche der „heiligen 
Familie“ - gleichzeitig ma-

chen sie die Grenzen dicht. Sie empören sich über 
sexistische Übergriffe auf Frauen in der Sylves-
ternacht - gleichzeitig fordern sie Frauen auf, sich 
weniger „aufreizend“ anzuziehen. Sie verlangen 
die Anerkennung der Demokratie - gleichzeitig 
beschließen sie deren Einschränkung. Sie fordern, 
dass sich Moslems/Muslima mit der Religionsaus-
übung zurückhalten - gleichzeitig pochen sie auf 
christliche Feiern in Kindergärten und Schulen.
Frei nach Marx sind die herrschenden Werte die 

Werte der herrschenden Klasse. Tatsächlich sind 
die „westlichen Werte“ recht mangelhaft. Für sie 
stellt der Schutz des Eigentums Weniger einen 
höheren Wert dar, als das physische Überleben 
Vieler! Die Demokratie ist daher auch beschränkt 
und endet beim Betreten von Arbeitsplatz oder 
Schule. Zweifellos ist die europäische Aufklärung 
eine Errungenschaft. Doch in der täglichen Praxis 
werden genau diese Werte nicht von Flüchtlingen 
angegriffen, sondern von Politik und Wirtschaft. 
Solidarität, Gleichberechtigung und Demokratie 
kann man nicht per Dekret oder Test lernen und 
abfragen. Das muss man in der Praxis lernen. In-
dem man sich selbst organisiert. Indem man sich 
gemeinsam mit anderen für Verbesserungen ein-
setzt. Wenn also Flüchtlinge gemeinsam mit Hel-
ferInnen und Gewerkschaften dafür kämpfen, 
dass das Geld von den Reichen geholt und für Jobs 
und Wohnungen für alle verwendet wird – dann 
ist das ein „learning by doing“. Und da zeigt sich 
dann auch ganz schnell, dass die Werte der Rei-
chen und Mächtigen letztlich nur für sie selbst 
gelten.

Mit dem Staatsschutzge-
setz und den Änderungen 
des Sicherheitspolizeige-
setzes wird ein noch um-
fangreicherer Geheim-
dienst eingerichtet und 
ausdrücklich zu allumfas-
sender Ermittlung, Bespit-
zelung und Überwachung 
ohne richterliche Kontrol-
le ermächtigt. In den letz-
ten Jahren gerieten vor al-
lem AntifaschistInnen im-
mer wieder ins Visier. Das 
wird nun noch leichter. So 
wird unter anderem die 
Störung einer (z.B. rechts-

extremen) Versammlung 
zu einem „verfassungs-
feindlichen Angriff“, was 
schon die Überwachung 
großer Personengruppen 
erlaubt. Dies bedeutet et-
wa eine de-facto Krimina-
lisierung antifaschistischer 
Demonstrationen wie die 
der Offensive gegen Rechts. 
Zusätzlich soll verstärkt 
auf V(erbindungs)-Leute 
gesetzt werden – also ge-
nau jene Strukturen, mit 
denen in Deutschland die 
rechtsextreme Szene mas-
siv aufgebaut wurde.

Welche Gesetze werden 
beschlossen, und warum?

Wie wird aufgerüstet?
Und gegen wen?

Die „Wertedebatte“ 
nervt gewaltig

De
r S

ta
nd

pu
nk

t

Unter dem Deckmantel des 
Kampfes gegen den Terro-
rismus werden erkämpf-
te demokratische Rechte 
abgebaut. Es dürfe „keine 
Denkverbote“ geben, heißt 
es. Auch Hausarrest für 

„Terrorverdächtige“ (al-
so auch bekannte Aktivis-
tInnen oder kämpferische 
BetriebsrätInnen), wie in 
Frankreich, kann möglich 
werden.

Neben dem „Anti-Ter-
ror-Paket“ will das Bun-
desheer die Miliz um ins-
gesamt 9.000 SoldatIn-

nen aufrüsten. Auch ist 
geplant, die Polizei-Spe-
zialeinheit Cobra mit ge-
panzerten Fahrzeugen und 
Hubschraubern aufzurüs-
ten. Die Cobra besteht in 
Österreich bereits aus 450 
Mann, dies entspricht in 
etwa der Größe aller Spezi-
aleinheiten in Frankreich, 
das fast 10 mal so viele Ein-
wohnerInnen hat. Neu-
anschaffungen bei Polizei 
und Heer sind gezielt auf 
bürgerkriegsähnliche Si-
tuationen und Aufstands-
bekämpfung ausgerichtet.

Die letzte Zeit kann einem 
Angst machen. Immer 
noch Wirtschaftskrise, 
und dazu scheint die ganze 
Welt auseinander zu fallen. 

Doch das Klima der Angst 
wird bewusst geschürt 
und benützt, um den Staat 
der Reichen gegen kom-
menden Widerstand von 
unten aufzurüsten. Dies 
wird mit der Propaganda 
des „Zusammenrückens“ 
vertuscht. Nach dem At-
tentat auf Charlie Hebdo 
behaupteten alle, Char-
lie zu sein – und die öster-
reichische Regierung be-
schloss sofort ein Aufrüs-

tungspaket von 288 Mil-
lionen für die Polizei: Vor 
allem für Spezialeinheiten, 
Kriegsgerät und gepanzer-
te Limousinen für das Es-

tablishment. Nach dem At-
tentat in Paris trauerte so-
gar der Saudische König, 
der mit dafür verantwort-
lich ist, dass solche Terror-
gruppen Erfolg haben.

Nun werden Flüchtlinge, 
die vor Krieg, Terror, Im-
perialismus und dem radi-
kalen Islam geflohen sind, 
als Agenten desselben ver-
kauft. Nach den schreck-
lichen Übergriffen in Köln 

rechtfertigen PolitikerIn-
nen, die sich sonst im-
mer gegen Frauenrech-
te stark machen, Überwa-
chung und Aufrüstung mit 
dem angeblichen Schutz 
von Frauen. Die geschür-
te Angst nützt auch bei 
der Aufrüstung des Jus-
tizsystems. Wer Angst hat, 
lässt sich leichter Rechte 
wegnehmen. Das Staats-
schutzgesetz wurde be-
schlossen und die Vor-
ratsdatenspeicherung soll 
durch die Hintertür wieder 
eingeführt werden. In Ös-
terreich gibt es keine nach-
weisbare „Terrorgefahr“ 
– und religiöse Radikali-
sierung kann nicht durch 
Vorratsdatenspeicherung 
verhindert werden, son-
dern durch Bildungs- und 
Jobperspektiven!

Berenike Spilka 
und Sebastian Kugler

Der österreichische Staat rüstet 
auf: Das Heer kauft ein, die Polizei
investiert in Kriegsgerät.
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„Das waren die beschis-
sensten Weihnachten 
überhaupt.“ So fasst ei-
ne Zielpunkt-Kollegin die 
Stimmung in einem In-

terview für die SLP zu-
sammen. Und beschissen 
geht es weiter. Die Hälf-
te aller Filialen sperrt zu. 
Die Zukunft für den Rest 
ist unklar.

Den KollegInnen fehlen 
Informationen. Gerüch-
te schwirren umher. Vie-
le hoffen, für mindestens 
ein Jahr weiter arbeiten 
zu können. Dem stehen 
u.a. Aussagen der Wiener 
GPA Landesgeschäftsfüh-
rerin Barbara Teiber ent-
gegen: „In den kommen-

den Wochen werden alle 
Filialen geschlossen und 
alle Dienstverträge been-
det. Es betrifft alle Filial-
mitarbeiter, denn es gibt 

keine Garantie, dass ein 
neuer Betreiber die Beleg-
schaft einfach mit über-
nimmt.“

Die Rolle der Gewerkschaft 
war und ist katastrophal. 
GPA-Chef Katzian & Co. 
sind rücktrittsreif. An-
statt für die gefährdeten 
Jobs zu kämpfen haben 
sie die Pleite verwaltet. 
Auch die Verhandlungen 
für einen Sozialplan für 
die KollegInnen bei Pfeif-
fer Logistik und Pfeiffer 

Holding sind gescheitert. 
In Krisenzeiten bringen 
sozialpartnerschaftliche 
Verhandlungen nichts. 
Die Forderung, das Ver-

mögen von Pfeiffer her-
anzuziehen, hat die Ge-
werkschaft nicht aufge-
stellt.

Es gab schon ers-
te Folgepleiten, darunter 
Fleischproduzent Schirn-
hofer. Die Schirnhofer 
Holding hat 6.6 Millionen 
Euro Schulden, unter an-
derem bei der Stadt Wien! 
Erst im Februar wird man 
wissen, wie viele ande-
re Unternehmen von der 
Zielpunktpleite mitgeris-
sen werden. Es wird wei-

tere Jobverluste geben. 
Was sagt Katzian? „Für 
die Beschäftigten ist das 
natürlich bitter.“ Bitter 
ist auch hier, dass von den 
Gewerkschaften nichts 
zur Sicherung der Jobs 
unternommen wird.

Dabei könnte die Gewerk-
schaften mit der Forde-
rung nach Arbeitszeitver-
kürzung bei vollem Lohn 
in den Kampf ziehen. Das 
schafft Jobs im Handel 
und entlastet überarbei-
tete KollegInnen. Diese 
und andere Forderungen 
könnte man zunächst in 
einer Strategiekonferenz 
für Beschäftigte und Kun-
dInnen vorstellen und 
diskutieren, gefolgt von 
Betriebsversammlungen 
und weiteren Kampfmaß-
nahmen.		
		  Christian Bunke

62,9% der WählerInnen 
machten Andreas Rabl 
von der FPÖ in der 
Stichwahl zum neuen 
Welser Bürgermeister. 
Aber wer hat damit ei-
gentlich gewonnen? 

Am 9.11.15 trat er sein 
Amt an, schon ein Mo-
nat später wurden im 
Budget der Stadt 1,1 
Millionen an Förder-
maßnahmen gestri-
chen: Mobile Altenhil-
fe und Soziale Betreu-
ungsdienste, Maßnah-
men für barrierefreies 
Wohnen und Zugang zu 
öffentlichen Gebäuden, 
Wohnungszuschüsse 
für Jugendliche, Fami-
lien und Alleinerzie-
herInnen. Der Zugang 
zu Fördermaßnahmen 
für Unternehmer wur-
de dafür durch Abbau 
von Richtlinien deut-
lich erleichtert. Sozia-
ler Kahlschlag für die 
Bedürftigen und Hofie-
ren der Reichen ist das 
Programm. Besondere 
Attacken fährt Rabl ge-
gen MigrantInnen, die 
er von Sozialleistungen 
ausschließen möchte, 
wenn sie sich „nicht in-
tegrieren“. Mit solchem 
Rassismus versucht die 
FPÖ recht offensicht-
lich davon abzulenken, 
dass sie nicht nur der 
Feind von MigrantIn-
nen ist, sondern auch 
aller ArbeiterInnen in 
Österreich.

Übrigens wurden die So-
zial-Kürzungen mit 
breiter Mehrheit be-
schlossen, zum Teil so-
gar einstimmig. ÖVP, 
SPÖ, Grüne und Neos 
zeigen damit, wel-
che Alternativen sie 
zur FPÖ Politik haben: 
nämlich keine.

Für die Welser Jugend 
hat die FPÖ auch noch 
Kürzungen auf Lager. 
Schon früher versuchte 
sie das beliebte Jugend-
zentrum „Schlachthof“ 
(ca. 30.000 Besuche-
rInnen/Jahr) um sei-
ne lächerlichen 9.900€ 
Förderung zu bringen. 
80.000€ für das Wag-
ner-Festival waren 
hingegen kein Problem. 
Wieder einmal: Eliten- 
statt Jugendkultur...                      	
	                Tilman M. Ruster

Der rechte Rand

Zielpunkt-Besitzer Pfeiffer 
hat laut Trend ein Privat-
vermögen von 700 Milli-
onen Euro. Auf der Lis-
te der reichsten Öster-
reicherInnen steht er auf 
Platz 43. Hier liegt das 
Geld, das den entlasse-
nen KollegInnen jetzt 
fehlt. Bei den Niedriglöh-
nen im Handel können 
sie von solchem Reich-
tum nicht mal träumen – 
obwohl sie den Reichtum 
erarbeitet haben. Das 
hätten die Gewerkschaf-
ten aufgreifen müssen.

Auf den österreichischen 
Handel rollt eine Krise zu. 
Rainer Will, Geschäfts-
führer des österreichi-
schen Handelsverbandes, 
dazu: „Der Handelsver-
band weist schon län-
ger darauf hin, dass sich 
die Marktspielregeln än-
dern und sich 80.000 der 
326.000 Stellen im Ein-
zelhandel auch wegen der 
Online-Marktverlagerun-
gen im Wesen wandeln 
werden.“ Vor allem auf 
dem Land sind schon viele 
Nahversorger zu. 

Die Gewerkschaft hat dabei 
keinerlei Widerstand der 
Beschäftigten organisiert. 
Eine Kollegin: „Die Ge-
werkschaft hat uns Honig 
ums Maul geschmiert, da-
mit wir arbeiten bis zum 
Schluss.“ Und: „Der Be-
triebsrat hat gewusst, dass 
es kriselt, aber wir nicht.“ 
Wir brauchen endlich  
demokratische Strukturen 
in den Gewerkschaften. 
Sofortige Abwahl aller 
FunktionärInnen, die ihre 
KollegInnen nicht ordent-
lich vertreten.

Rewe, Spar und Hofer ha-
ben gemeinsam einen 
Marktanteil von 85%. 
Zielpunkt war ein ver-
gleichsweise kleiner Fisch. 
Und doch wird die Markt-
konzentration zunehmen. 
Das kann für die KundIn-
nen Preissteigerungen be-
deuten. Warum sollen wir 
uns durch ein Handels-
kartell erpressen lassen? 
Sofortige Verstaatlichung 
der großen Handelskon-
zerne mit demokratischer 
Kontrolle durch Beschäf-
tigte und KundInnen.

Pfeiffer enteignen – Jobs retten!

Zielpunkt-Beschäftigte zahlen Preis für Pleite: 
Doch das ist erst der Beginn einer größeren Krise.

Zielpunkt: Das dicke Ende kommt noch!
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Seit Anfang des Jahres gilt 
die „Registrierkassen-
pflicht“. Zu jedem Ca-
fé oder Mittagessen soll-

te es jetzt einen Kassabon 
geben. Die Gastronomie 
schäumt, das würde den 
Tod vieler Betriebe bedeu-
ten. Im Wesentlichen geht 
es darum, die im Gast-
gewerbe weit verbreitete 
Praxis der umfangreichen 
Steuerhinterziehung (30% 
und mehr) zu reduzieren. 
Auch bei der – für die Be-
triebe steuer- und sozial-
versicherungsschonen-

den - Schwarzarbeit ist 
die Gastronomie einsame 
Spitze. Da die neuen Kas-
sen nicht nur mit € 200.- 

gefördert, sondern auch 
von der Steuer abgeschrie-
ben werden können, rich-
tet sich die Aufregung v.a. 
dagegen, dass nun „nor-
mal“ Steuer bezahlt wer-
den muss. Zum Vergleich: 
Unselbstständig Erwerbs-
tätige haben gar nicht die 
Chance, Steuern zu hin-
terziehen. Das können nur 
Selbstständige/Unterneh-
men!

Bemerkenswert ist, dass 
die Gastronomie die Be-
schäftigten als Opfer 
der Registrierkassen-
pflicht darstellt. Tat-
sächlich sind die Ar-
beitsbedingungen in der 
Gastronomie eine Kata-
strophe. Ein Stunden-
lohn von rund acht Eu-
ro, Nacht- und Wochen-
endarbeit sind die Re-
gel. Den ganzen Tag auf 
den Beinen, Stress und 
für Frauen sexuelle Be-
lästigung in großem Um-
fang. Mehr als die Hälfte 
der Beschäftigten ist mit 
dem Einkommen unzu-
frieden. Verantwortlich 
dafür sind die Unterneh-
merInnen, die wohl auch 
froh darüber sind, dass 
grad mal 19% der Be-
triebe einen Betriebsrat 
haben. Sie fordern noch 
mehr „Flexibilität“ bei 

der Arbeitszeit (also Ar-
beit auf Abruf). 

Gerade jetzt ist es wich-
tig, klar zu machen, 
dass eventuelle Mehrar-
beit durch mehr Perso-
nal bzw. mehr Gehalt ab-
geglichen werden muss. 
Wenn Unternehmen be-
haupten, sie „müssten“ 
nun weniger bezahlen 
bzw. die Beschäftigten 
noch mehr auspressen, 
dann müssen die gesam-
ten Firmenunterlagen von 
Beschäftigten und Ge-
werkschaftsvertreterIn-
nen untersucht werden, 
um zu sehen, wo das Geld 
geblieben ist. Nicht Be-
schäftigte & Chefs gegen 
das Finanzamt, sondern 
Beschäftigte & Gewerk-
schaft gegen Ausbeutung 
– das muss die Devise 
sein!	
		  Sonja Grusch

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Österreichische Waffen- 
und Rüstungskonzerne 
wie Glock oder die Steyr 
Mannlicher GmbH ma-
chen Profite mit Waffen-
lieferungen an Diktatu-
ren und in Krisenregio-
nen – mit Genehmigung 
der Bundesregierung. 
Das ist nichts neues und 
sorgt immer wieder für 
mediales Aufsehen. 

Wie solche Waffen-
lieferungen verhindert 
werden können, zeigt 
ein Beispiel aus der ers-
ten Republik: Zum Jah-
reswechsel 1932/33 will 
die Dollfuß-Regierung 
klammheimlich fast 
85.000 Karabiner und 
Maschinengewehre aus 
Italien an die faschis-
tische Horthy-Regie-
rung in Ungarn liefern, 
um deren Diktatur zu 
stärken. Ein Teil der 
Waffen ist für die Auf-

rüstung der faschisti-
schen Heimwehren be-
stimmt, den bewaffne-
ten Arm der Christlich-
Sozialen Partei (heute 
ÖVP). In der Hirten-
berger Waffenfabrik 
sollen die alten Waffen 
vor dem Weitertrans-
port überholt werden. 
Den Eisenbahnern, die 
für den Transport ge-
braucht werden, wer-
den Prämien verspro-
chen, wenn sie nur kein 
Wort über die Liefe-
rung verlieren. Doch 
die Verschwörung wird 
von Eisenbahnern auf-
gedeckt. Die „Arbei-
ter Zeitung“ berichtet 
über die „Hirtenber-
ger Waffenaffäre“. Of-
fensichtlich sollen die 
Waffen gegen die Ar-
beiterInnenbewegung 
in Österreich und Un-
garn gerichtet wer-
den. Die Gewerkschaft 
der Eisenbahner kün-
digt an, den Transport 
der Waffen mit Streiks 
zu verhindern, sollte 
die Regierung an ihren 
Plänen festhalten und 
zwingt sie dadurch, das 
Vorhaben aufzugeben. 
So wird die Aufrüstung 
der faschistischen Hor-
thy-Banden fürs Erste 
verhindert.	
                        Flo Klabacher

Zur Kasse gebeten

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

Interview mit einem 
Beschäftigen in der „Systemgastronomie“

Du arbeitest bei einer Fast-
Food-Kette, wie ist die Atmo-
sphäre im Betrieb?

Es ist eine extrem belas-
tende Arbeit – psychisch 
wie auch körperlich. Wenn 
man Glück hat, kommt 
man nach acht Stunden 
nach Hause, hat man Pech, 
dann können es auch zehn 
werden. Wie auch immer, 
nach der Arbeit spürt man 
jeden einzelnen Knochen. 
Die 6,90€/Stunde machen 
es nicht erträglicher und 
dementsprechend ist auch 
die Stimmung. Steht man 

mit KollegInnen im Beleg-
schaftslift, kommt es oft 
vor, dass alle mit der Stirn 
an der Wand lehnen und es 
nicht mehr packen.

Betriebsräte und Gewerk-
schaften sind schwach in 
der Branche, führt das zu 
Schwierigkeiten?

Klar. Erst vor kurzem 
habe ich erfahren, dass wir 
überhaupt einen Betriebs-
rat haben – er ist Mana-
ger. KollegInnen müssen 
trotz Krankschreibung 
in die Arbeit gehen, wei-

gern sie sich, kommt es 
vor, dass einem mit Kün-
digung gedroht wird. V.a. 
migrantische KollegIn-
nen sind leichter erpress-
bar und gehen dann öfter 
krank arbeiten. Ich wür-
de mir wünschen, dass die 
Gewerkschaft etwas un-
ternimmt, um uns zu or-
ganisieren und für höhe-
re Löhne zu kämpfen. Die 
Bereitschaft wäre da, wir 
würden sofort streiken, 
wäre die Gewerkschaft 
dabei, um uns vor Kündi-
gungen zu schützen!

Die Gastronomie versucht, 
die Beschäftigten für ihre 
Zwecke zu missbrauchen 
- einmal mehr.
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Am 23.1 findet der Gra-
zer Akademikerball statt, 
ein Event, wo sich Bur-
schenschafter und andere 
Rechtsextreme mit Politik 
und Wirtschaft vernet-

zen. Das Bündnis „Offen-
sive gegen Rechts“ (OGR) 
ruft wie schon letztes Jahr 
auf, dagegen auf die Stra-
ße zu gehen. Die SLP or-
ganisiert eine Kampag-
ne für die Mobilisierung 
zur Demonstration: „Wi-
derstand von unten gegen 
Rassismus von oben!“

Im Rahmen der Kam-
pagne führt die SLP pro 
Woche bis zu drei Kund-
gebungen und Aktio-

nen durch. Dabei wurden 
zahlreiche Flyer verteilt, 
neue Kontakte geknüpft 
und viele Gespräche mit 
PassantInnen geführt. 
Das Feedback war sehr 

positiv, wie man z.B. am 
Applaus von mehreren 
migrantischen Jugendli-
chen bei einer Rede eines 
Aktivisten zur Flücht-
lingsproblematik merkte. 
Weiters fand auf unseren 
Vorschlag hin am 16.1 ein 
Aktionstag der OGR statt, 
an dem in der ganzen In-
nenstadt die Demonst-
ration beworben wird. 
Auch hier war die SLP 
zentral dabei. Ein Höhe-

punkt unserer Kampagne 
ist eine Podiumsdiskussi-
on zum Thema „Wie Bur-
schenschaften bekämp-
fen?“, zu der VertreterIn-
nen der Grünen, der KPÖ 

Steiermark, der Universi-
tät und der Gewerkschaft 
geladen sind.

Ziel der Kampagne ist 
es, v.a. möglichst vie-
le, die mit uns aktiv wer-
den wollen zu erreichen. 
So schaffen wir nicht nur 
eine möglichst laute und 
kämpferische Demons-
tration, sondern auch 
künftig starke antifa-
schistische Proteste.	

	 Melanie P.

Graz: Kampagne gegen Rechts

Zusammen ein starkes linkes Zeichen
gegen den Rechtswalzer setzen!

Der Kollektivvertragsab-
schluss (Lohnerhöhung 
1,35-1,4 %, keine Arbeits-
zeitverkürzung) im pri-
vaten Sozial- und Ge-
sundheitsbereich ist für 
die Beschäftigten eine Ka-
tastrophe. Obwohl die Be-
triebsrätInnenkonferenz 
in Wien sogar der Forde-
rung nach 7 % (mindestens 
200 €) zugestimmt hat, ist 
nichts dafür getan worden.

Die SLP hat die Initiative 
„Wir sind sozial, aber nicht 
blöd!“ mit gegründet, die 
sich aktiv für höhere Löhne, 
weniger Arbeitszeit, mehr 
Personal und bessere Ar-
beitsbedingungen einsetzt. 
Im Gegensatz zur Gewerk-
schaft hat diese Kampag-
ne KollegInnen an der Basis 
mobilisiert und eingebun-
den. Mit einer Unterschrif-
tenliste haben wir auf die 
Forderungen aufmerksam 
gemacht, auch um Druck 
auf die Gewerkschaftsfüh-
rung aufzubauen, damit 
diese endlich die Wut der 
Beschäftigten in Kampf-
maßnahmen umsetzt.

In Linz hat die SLP zwei 
Kundgebungen organi-
siert. Die Zustimmung war 
groß. Wir trafen Beschäf-
tigte und Betroffene, die 
unterschrieben und sich 
Unterschriftenlisten mit-
nahmen, um in ihren Ein-
richtungen weiter zu sam-
meln. Wir beteiligten uns 
auch an einer Kundgebung 
einer Plattform von Men-
schen mit Behinderung. 
Gefordert wurde die Ausfi-

nanzierung des ausgeblute-
ten Behindertenbereichs in 
Oberösterreich. Wir beton-
ten die Notwendigkeit eines 
gemeinsamen Kampfes von 
Beschäftigten und Betroffe-
nen – für mehr Geld durch 
die Politik, für mehr Be-
schäftigte, für höhere Löh-
ne. AktivistInnen der SLP 
besuchten u.a. auch den 
Verein GIN (Gemeinwesen-
integration und Normali-
sierung) und das Pflege-
heim Brigittenau in Wien, 
um für die Forderungen 
Unterstützung zu gewin-
nen. Die Unterschriftenlis-
te erhielt viel Zuspruch un-
ter den KollegInnen. Zuletzt 
hat „sozial, aber nicht blöd“ 
auch eine Aktion vor der 
letzten Verhandlungsrunde 
gemacht, um den Verhand-
lerInnen klar zu machen, 
dass wir uns einen schlech-
ten Abschluss nicht leisten 
können.

Die Aktionen und die gro-
ße Zustimmung unter den 
KollegInnen zeigen, dass 
eine Kampagne der Ba-
sis möglich ist. Das ist der 
einzige Weg aus dem Teu-
felskreis von faulen Kom-
promissen. Nur gemeinsa-
mer Widerstand von unten 
kann echte Verbesserun-
gen erkämpfen. Die Stra-
tegielosigkeit der Gewerk-
schaftsführung schafft nur 
Niedriglohnsektoren, Burn 
Out-Arbeitsplätze und 
prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse.

	 Jan Millonig

„Wir sind sozial, 
aber nicht blöd!“

Linz: Demo gegen Homophobie
– der Kampf geht weiter!

Weil FPÖ-Stadtrat Hein die 
2015 installierten homo-
sexuellen Ampelpärchen 
abmontieren ließ, orga-
nisierte ein breites Bünd-
nis eine Demo. SLP-Akti-
vistInnen beteiligten sich 
daran und erklärten im 
Flugblatt: „Der Kampf ge-
gen Diskriminierung darf 
nicht bei Symbolen ste-
henbleiben. Langfristi-
ge Kampagnen in Schulen 
und Betrieben sind nötig, 
wir müssen erklären, dass 
homophobe Spaltungs-
versuche vor allem dazu 

dienen, ArbeiterInnen ge-
geneinander auszuspie-
len. Besonders Gewerk-
schaften sind gefordert, 
denn es zeigt sich: Je-
ne PolitikerInnen, die ge-
gen LGBT-Personen het-
zen, stehen immer auch 
für Kürzungspolitik“. Wir 
bekamen sehr gute Rück-
meldungen für unser Ma-
terial. Zwei Demonstran-
tinnen halfen spontan 
beim Verteilen. Danach 
gab's noch eine ausführli-
che Diskussion über mög-
liche nächste Schritte.

Termin des Monats

Wir bewegen uns auf den Spuren des Widerstandes der 
österreichischen ArbeiterInnenklasse gegen den Fa-
schismus . Beispiele für die Kämpfe, den Verrat der so-
zialdemokratischen Führung und den Heldenmut von 
einfachen Arbeiterinnen und Arbeitern. Mit musika-
lischen Beispielen von und über die Februarereignisse.
 
Freitag, 12. Februar 2016 – Treffpunkt um 1700 Uhr am 
Friedrich-Engels-Platz (Wien 20)

12. Februar: Führung & Musik
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Seit langem hat der Ver-
ein trotz beachtlicher Er-
folge offenbar kein Geld. In 
manchen Jahren wurden 
alle Spieler, die die Outli-
ne rauf- und runterlaufen 

konnten ohne umzufallen, 
verkauft. Damit soll jetzt 
Schluss sein.

Ende November präsen-
tierte Rapid ein neues Kon-
zept. Mittels des „Inves-
TOR“ sollen einige Millio-
nen Euro in die Klubkassa 
gespült werden. Die Ziel-
gruppe dabei sind die Ra-
pid-Fans. Im Prinzip sol-
len sie Rapid ein möglichst 
günstiges Darlehen geben. 
Anfangs wurde sogar ver-
sucht, das ein wenig antika-

pitalistisch zu tarnen: „Wir 
zahlen lieber Zinsen an un-
sere Fans, als an die Ban-
ken!“. In Wirklichkeit aber 
werden die Ertragsaussich-
ten von ExpertInnen eher 

gering eingeschätzt. Je nach 
Produkt hängt die Höhe 
der Zinsen vom sportlichen 
Erfolg ab. Für das Errei-
chen des Euro-League Fi-
nales gibt’s dann zum Bei-
spiel 3,5%. Erfahrungsge-
mäß kommt das aber nicht 
so oft vor. Gut, Zinsen gibt’s 
sonst auch eher wenig, al-
lerdings bleibt die Frage wie 
sicher das Geld angelegt ist. 
Rechtlich gesehen handelt 
es sich um ein „nachran-
giges“ Darlehen. Das heißt, 

wenn Rapid kein Geld hat, 
gibt’s auch keines zurück. 

Geübte Rapid Fans ken-
nen das schon: die Rapid 
Aktie. 1991 am Beginn des 
neoliberalen Hypes ging 

Rapid an die Börse und griff 
auch damals den Fans tief 
ins Börserl. Der Versuch en-
dete 1994 mit einem mords 
Bauchfleck. Rapid war 
pleite, im Ausgleich und 
schrammte nur kurz an 
der Auflösung vorbei. In-
teressant ist der neue Vor-
stoß auch wegen des neu-
en Geschäftsführers Chris-
toph Peschek. Er kam 2015 
nach einer steilen Karriere 
bei Gewerkschaft und SPÖ 
zu Rapid. Selbst die kon-

servative Presse kam nicht 
umhin zu bemerken, dass 
er bei Rapid mehr nach Un-
ternehmensberatung als 
Gewerkschaft klingt. Inso-
fern ist der neoliberale Ver-
such auch nicht so überra-
schend und ist ein Spiegel-
bild der völlig verbürger-
lichten SPÖ. Wir sehen in 
der Wirtschaft schon seit 
längerem den Trend, das 
unternehmerische Risiko 
auf die Beschäftigten ab-
zuladen. Das Gleiche pas-
siert hier auch, nur halt auf 
die Fans! Also nix mit „al-
ternativ“ und Einbindung 
der Fans, sondern Abzocke 
und in Wirklichkeit Neoli-
beralismus pur! Stattdessen 
braucht es dringend demo-
kratische Strukturen und 
mehr Mitsprache der Fans. 
Wir sind es, die den Verein 
tragen und unterstützen.		
		  Albert Kropf
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Unternehmer sind die 
wichtigsten Stützen der 
Gesellschaft. Sie schaf-
fen Jobs und helfen so 
dem kleinen Mann/der 
kleinen Frau. Ein Bei-
spiel dieser Spezies ist 
der Transportunter-
nehmer Gerhard Stad-
ler, der Menschen illegal 
angestellt hat. So haben 
selbst Leute ohne Ar-
beitserlaubnis die Chan-
ce gehabt, ihre Existenz 
zu sichern. Ok, die Ar-
beitsbedingungen und 
die Bezahlung waren so 
mies, dass es unter sei-
nen Beschäftigten sogar 
einen Selbstmord gab. 
(Zynismus off)

Dass Herr Stadler auf-
grund von diversen Be-
trügereien nun sechs-
einhalb Jahre im Ge-
fängnis sitzt, trägt auch 
nicht unbedingt dazu 

bei, das Unternehmer-
tum sympathischer zu 
verkaufen. Aber wie von 
Wirtschaftskammer & 
Co. betont wird, sind das 
alles nur Einzelfälle. Al-
le Verbrechen, die von 
UnternehmerInnen ver-
ursacht werden, werden 
uns als Produkt indivi-
duellen Fehlverhaltens 
verkauft. Doch Stadler 
tat, was KapitalistInnen 
halt so tun, um Profite zu 
machen: Subfirmen bzw. 
verflochtenes Firmen-
netzwerk, miese Bezah-
lung, illegale Anstellung 
und wohl auch illegale 
Arbeitszeiten. Vielleicht 
machte es Stadler ein 
bisschen skrupelloser als 
andere in der Branche. 
Doch er war wohl nicht 
das einzelne „Schwar-
ze Schaf“ (O-Ton Wirt-
schaftskammer). Die 
ganze Branche ist be-
kannt für ihren ausbeu-
terischen Umgang mit 
Beschäftigten und die 
Umgehung von Bestim-
mungen. Anders kann 
eine Firma im Kapita-
lismus auf Dauer nicht 
bestehen. Das ist Kapi-
talismus; ein System, 
das Menschenleben und 
Arbeitskraft frisst und 
Gold für ein paar Wenige 
scheißt.	
                    Simon Salzmann

Rote 
Seitenblicke 

Profite aus brauner Ideologie
Mit 1.1.2016 lief das Urhe-
berrecht für Hitlers „Mein 
Kampf“, der ideologi-
schen Basis der Verbre-
chen des Nazi-Regimes, 
aus. Seit 1945 hielt Bay-
ern die Rechte und unter-
sagte Nachdrucke. Doch 
mit Jahresanfang ist es 
jeder/m erlaubt, es zu 
drucken und daraus Profit 
zu schlagen. 

Schon seit der ersten 
Auflage ist dieses Buch eine 
rentable Geldquelle. Hit-
ler selbst machte ein Ver-
mögen damit. Zu Kriegs-
ende hatte er umgerechnet 

ca. 40 Millionen € am Kon-
to. 2/3 davon stammte aus 
dem Verkauf von „Mein 
Kampf“. 

Auch nach dem En-
de des NS-Regimes wird 
und wurde mit dem Buch 
Geld gemacht. Immer wie-
der tauchen Nachdrucke 
auf, teilweise in einer Auf-
lagenhöhe von mehreren 
Tausend, online kann man 
für 12.000 € eine Erstaus-
gabe ersteigern und in Ja-
pan ist sogar eine Manga-
Comic-Version im Um-
lauf. Für 2016 hat schon der 
französische Verlag „Faya-

rd“ einen Nachdruck an-
gekündigt.

In Deutschland und Ös-
terreich wird es wegen des 
Verbotsgesetzes keine (le-
galen) Neuauflagen geben, 
außer einer kommentier-
ten Ausgabe. Doch durch 
Fußnoten allein lässt sich 
Faschismus nicht be-
kämpfen. Diese Ideologie, 
die fest im Kapitalismus 
verwurzelt ist, und die 
Profitmacherei mit und für 
diese lässt sich nur durch 
Antikapitalismus & Anti-
faschismus bekämpfen.	
		  Nicolas Prettner

Wenn sich Rapid-Fans der Bauch vekrampft, steht
kein Derby, sondern eine Transfer-Periode an.

Rapid greift nach dem Börserl!



In der Türkei herrscht Bür-
gerkrieg. Auch wenn die-
ser Fakt noch nicht in der 
bürgerlichen Medien-
landschaft beim Namen 
genannt wird ist er den-
noch traurige Realität. 
Der türkische Staat geht 
unter Führung der Erdo-
gan-AKP-Regierung bru-
talst gegen die kurdische 
Bevölkerung vor. Mehr 
als 220 Zivilisten sollen in 

den Angriffen des türki-
schen Militärs auf kurdi-
sche Städte in den letzten 
Wochen getötet worden 
sein. Tausende Soldaten 
sind im Einsatz, 1.5 Milli-
onen Menschen von Aus-
gangssperren in zahlrei-
chen kurdischen Bezir-
ken und Städten betrof-
fen und mehr als 300.000 
davon auf der Flucht. Der 
Konflikt zwischen der 

kurdischen Bevölkerung 
und dem türkischen Staat 
scheint auf einen neuen 
Höhepunkt zuzusteuern, 
doch der Hintergrund der 
neuen Eskalation ist nicht 
nur die sogenannte „Kur-
denfrage“.

Erdogans Regime hat 
in der jüngeren Vergan-
genheit herbe Niederla-
gen einfahren müssen: 
Der Verlust der absoluten 

Mehrheit im Juli 2015, der 
Wahlsieg der pro-kurdi-
schen Linkspartei HDP, 
Bekanntwerden der Ver-
wicklungen in Korrupti-
onsfälle. Dazu kommen 
immer breitere Schichten, 
die sich gegen ihn rich-
ten, weil die Wirtschaft zu 
stottern beginnt und im-
mer offensichtlicher wird, 
dass Erdogans Politik v.a. 
die Reichen immer reicher 

macht, für ArbeiterInnen 
aber wenig übrig hat. 

Diese Entwicklung will 
die AKP-Regierung „kor-
rigieren“. Sie präsentiert 
sich mit Erdogan an der 
Spitze als die starke Kraft 
im Land. Der Friedenspro-
zess und Waffenstillstand 
mit der kurdischen Miliz 
PKK wird aufgelöst, mehr 
als tausend linke Aktivis-
tInnen werden landesweit 

verhaftet. Die Bombenat-
tentate in Suruc und An-
kara werden als Vorwand 
missbraucht, den „Krieg 
gegen den Terror“ gegen 
diejenigen zu führen, die 
Ziel dieser Attentate wa-
ren – KurdInnen, Sozia-
listInnen, Gewerkschaf-
terInnen. Somit schafft es 
die AKP, das rechtsext-
reme Lager hinter sich zu 
scharen und bei den Neu-

wahlen im November die 
absolute Mehrheit zu-
rückzuerobern. Doch die 
HDP schafft ebenfalls die 
10% Hürde erneut, bleibt 
im Parlament vertreten 
und ist somit weiterhin 
ein Dorn im Auge des tür-
kischen Staates.

Was Erdogan in Bewegung 
gebracht hat, ist nicht ein-
fach so zu stoppen. Der 
Krieg gegen die KurdInnen 
muss aus Sicht der Regie-
rung weitergehen, weil er 
auch ein Ablenkungsma-
növer von der zunehmend 
schwierigen wirtschaft-
lichen und sozialen Lage 
ist. Während Erdogan mit 
Panzern in den „eigenen“ 
Städten aufrollt und rus-
sische Flugzeuge in Syrien 
abschießen lässt, kassiert 
er von der EU drei Milliar-
den Euro, um mit Wasser-
werfern Flüchtlinge über 
die syrische Grenze zu-
rückzudrängen und so den 
Flüchtlingsstrom kappen.

Erdogan versucht die 
zunehmende soziale Kri-
se, die politischen Kon-

flikte, den wirtschaftli-
chen Niedergang und die 
Unzufriedenheit im Wes-
ten mit einer Militärof-
fensive im Osten des Lan-
des zu verdecken. Doch 
es gibt Widerstand: Frie-
densmärsche werden ge-
startet, um Ausgangs-
sperren zu durchbrechen 
und die Belagerungen von 
kurdischen Städten zu 
beenden. Erdogan eska-
liert weiter und zahlreiche 
Friedensdemonstrationen 
werden auch im Westen 
von der Polizei angegrif-
fen. Die massive Zunahme 
von Streiks im Jahr 2015 
und der Erfolg der HDP, 
der auch von vielen türki-
schen WählerInnen getra-
gen wurde, haben gezeigt, 
dass ein Schulterschluss 
zwischen sozialen Kämp-
fen von türkischen und 
kurdischen ArbeiterIn-
nen mit dem kurdischen 
Befreiungskampf möglich 
ist. Diese Verbindung ist 
der Schlüssel zum erfolg-
reichen Widerstand gegen 
Erdogans Kriegspolitik!	
		  Michael Gehmacher

Wider den Krieg gegen KurdInnen, 
Angriffe auf Linke und ArbeiterInnen 
braucht es Widerstand und Streiks!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Brennpunkt Türkei: 
Erdogans Bürgerkrieg

Rapid greift nach dem Börserl!
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FFAufschwung auf Pump: 
Mit einem Bruttoin-
landsprodukt von ca. 
800 Milliarden Dollar 
ist die Türkei die 
17.-größte Wirtschaft 
der Welt. 2002-12 
wuchs die Wirtschaft 
um fast 400%. 1992-
2013 wurden 126 staat-
liche Unternehmen 
und Infrastruktur 
privatisiert, das 
brachte 35,5 Milliarden 
Dollar, um kurzfristig 
der steigenden Staats-
verschuldung entgegen 
zu wirken. Zusätzlich 
wurden massiv Kredite 
bei internationalen 
Banken aufgenommen. 
Hunderte Luxus-
Einkaufscenter 
und Wolkenkratzer 
wurden gebaut.
FFSoziale Lage verbessert? 
Die extreme Armut 
fiel 2002-12 von 
13% auf 4,5%; die 
mäßige Armut von 
44% auf 21%. Das ist 
aber großteils auf die 
hohe Verfügbarkeit 
von Privatkrediten, 
die langfristig eine 
Verschärfungen 
der Armut bringen, 
zurückzuführen. So ist 
die Anzahl der Kredite 
an Private seit 2008 um 
400% gestiegen. Die 
74 Millionen Einwoh-
nerInnen besitzen 57 
Mio. Kreditkarten.
FFDie soziale Ungleichheit 
ist enorm:  
Die untersten 10% 
bekommen nur 2% des 

BIPs, die obersten 10% 
aber 34%. 2002 besaß 
das reichste Prozent 
der Türkei 39,4% 
des Vermögens. 2014 
waren es schon 54,3%. 
Gleichzeitig leben 
60% der Haushalte 
von €500/Monat, 15% 
der Bevölkerung von 
offiziell 135€/Monat, 
15% der Bevölkerung 
von offiziell €135/
Monat. Die Arbeits-
losenquote liegt 2015 
offiziell bei 11,43%. 
FFMilitärmacht:  
Die Türkei ist Mitglied 
der NATO und die 
10.-stärkste Militär-
macht weltweit. Hier 
sind auch Atomwaffen 
der NATO stationiert. 
Ca. 650.000 sind als 
Militärpersonal im 
Einsatz, darunter 
4.700 bei der Küns-
tenwache und 170.000 
Gendarmen. In der 
Reserve sind weitere 
ca. 400.000. Es stehen 
außerdem ca. 10.000 
gepanzerte Fahrzeuge, 
1.000 Militärflieger und 
ca. 100 Kriegsschiffe 
zur Verfügung. Jährlich 
werden so rund 18-25 
Millionen Dollar (2,4% 
vom BIP) fürs Militär 
ausgegeben. 2014 hatte 
die Türkei weltweit 
die 15.höchsten 
Militärausgaben. Die 
größten Rüstungs- und 
Waffenlieferanten sind 
die USA, Deutschland 
und China. 
	                    Nikita Tarasov

Die AKP-Regierung be-
herrscht die Türkei seit 
fast 14 Jahren. Der Auf-
stieg zur Macht ist mit je-
nem von Recep Tayyip Er-
dogan eng verbunden, 
denn er ist der Mitgründer 
und unumstrittener Füh-
rer der „islamisch-demo-
kratischen“ Bewegung. 

AKP steht für „Aufstiegs 
und Gerechtigkeitspar-
tei“, die strahlende Glüh-
birne ist ihr Logo. Und 
viel hatte Erdogan ver-
sprochen: Zu einem Hort 
der politischen Stabilität 
wollte er die Türkei ma-
chen. Er versprach zu de-
mokratisieren und den 
Einfluss des Militärs zu-
rückzudrängen.

Zu einem wirtschaft-
lichen Aufstieg kam es 
in den Jahren unter Er-
dogan tatsächlich, doch 
die Hauptprofiteure des 
Booms waren die kapita-
listische Minderheit des 
Landes und die Erdogan-
Clique selbst. Gerech-
tigkeit hat die AKP nicht 
gebracht, weder ökono-
misch, noch politisch 
oder gesellschaftlich – 
die Schere zwischen einer 
kleinen Minderheit von 
Superreichen und Millio-
nen in Armut war noch nie 
so groß.

Tatsächlich hat es seit 
1950, drei Militärputschen 
und zahlreichen Regie-
rungswechseln keine Par-
tei geschafft, solange an 
der Macht zu bleiben wie 

die AKP. Besonders in den 
armen und ländlich ge-
prägten Gebieten Anato-
liens liegt die Machtbasis 
des Erdogan Regimes. Er 
kann in den religiös ge-
prägten Gebieten als star-
ker Mann der islamischen 
Werte punkten. Zusätz-
lich wurden besonders in 

jenen Teilen Autobahnen, 
Wohnanlagen, Flughä-
fen, Schulen und Spitäler 
gebaut. Die Bevölkerung 
hatte in den Jahren des 
Aufschwungs plötzlich 
Zugang zu gratis Gesund-
heitsversorgung, es wur-
de in ihre unmittelbare 
Infrastruktur investiert 
und besonders Menschen, 
die für den Staat arbei-
ten wurden und werden 
heute noch mit leistbarem 
Wohnraum und sicheren 
Gehältern ans Regime ge-
bunden.

Der Kopf der AKP spielt 
gerne den einfachen 
Mann des Volkes, der sich 
aus dem Istanbuler Ar-
beiterbezirk Kasımpaşa 
nach oben gekämpft hat. 
Er kommt früh in Kontakt 
mit islamisch-reaktio-
nären Kräften und bleibt 
diesen Inhalten treu. 1994 
wurde er überraschend 
zum Bürgermeister Istan-
buls gewählt, 2001 grün-
det er dann seine AKP. 
Er geht massiv gegen den 
Einfluss des Militärs vor 
und beseitigt die alte ke-
malistische Machtelite 
und ersetzt sie durch sei-

ne Leute, regiert mit zu-
nehmend diktatorischen 
Ausprägungen und be-
nimmt sich wie ein Feu-
dalfürst. Viele landen we-
gen „Majestätsbeleidi-
gung“ im Gefängnis. Er 
will die Verfassung än-
dern und ein Präsidial-
system einführen. Das 
würde bedeuten, dass er 
das Land per Dekret re-
giert und das Parlament 
jederzeit auflösen kann. 
Die Türkei soll zur zent-
ralen Macht in der Region 
ausgebaut werden – wirt-
schaftlich, aber auch mi-
litärisch.

Die reaktionären und 
religiösen Ansichten 
der neuen herrschenden 
Schicht versucht er in al-
len gesellschaftlichen Be-
reichen umzusetzen. Die 
Tradition der Türkei, die 
Religion zur Privatsa-
che machte, wird been-
det. Erdogan sieht Frau-
en als Gebärmaschinen, 
die mindestens drei Kin-
der bekommen sollten 
während der Mann arbei-
ten geht, Homosexualität 
ist etwas Teuflisches und 
Proteste gegen ihn wür-
den vom Finanzkapital 
und dunklen Kräften ge-
steuert.

Heute ist jedoch der ökono-
mische Aufschwung und 
somit auch Erdogans poli-
tischer vorbei. Die türki-
sche Wirtschaft steht auf 
extrem wackeligen Säu-
len, denn das Wachstum 
basierte auf einem durch 
Schulden und mit „Hot 
Money“ finanzierten Bau-
Boom, der vor allem Teile 
des Klein- und Mittelka-
pitals massiv förderte. Mit 
ausländischen Krediten 
wurden binnen kürzes-

Zahlen und Fakten
zur Türkei

„Die Demokratie ist nur der Zug, 
auf den wir aufsteigen, bis wir 
am Ziel sind.“ – Tayyip Erdogan

Erdogans Kampf um die Macht
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Der wieder aufflammende BürgerInnenkrieg in den kur-
dischen Gebieten der Türkei zeigt einmal mehr die bru-
tale Unterdrückung jeglicher Versuche nach kurdischer 
Selbstbestimmung. Der nationale Befreiungskampf ist 
nicht zu verwechseln mit dem reaktionären Nationalis-
mus von europäischen oder türkischen FaschistInnen. Es 
geht um die Befreiung von Unterdrückung und nicht um 
die Unterdrückung anderer.

Schon immer haben verschiedenste Imperialismen und 
Diktaturen aus Angst davor, einen Teil des Staatsgebie-
tes von Ressourcen, Absatzmärkten, Arbeitskräften etc. 
zu verlieren, alles getan um kurdische Selbstbestimmung 
zu verhindern. Und obwohl westliche Imperialismen im 
Moment aus taktischen Gründen die linke kurdische Be-
wegung in Rojava (Nordsyrien) bzw. die kurdischen Au-
tonomiegebiete im Nordirak unterstützen, halten sie trotz 

des gleichzeitigen Massenmords an KurdInnen weiter zu 
Erdogan.

Die nationale Befreiung des kurdischen Volkes ist aber 
im 21. Jahrhundert v.a. eine Aufgabe der ArbeiterInnen-
klasse. Denn auch unter den KurdInnen in Syrien, der 
Türkei, dem Irak und dem Iran gibt es Großgrundbesitzer 
und KapitalistInnen, die andere Interessen haben als Ar-
beiterInnen und arme Bauern. Im kurdischen Regime im 
Nordirak kann eine kleine Minderheit durch Ölgeschäfte 
mit dem Westen, der Türkei und sogar dem IS enormen 
Reichtum scheffeln, während die große Mehrheit in Ar-
mut lebt.

Die nationale Unterdrückung lässt sich mit einem fet-
ten Bankkonto leichter ertragen und die KapitalistInnen 
der unterdrückten Nationen sind meist eine „Komprado-
renbourgoise“, also abhängig vom Imperialismus und eng 
mit ihm verwoben. Auch in einem unabhängigen Kurdis-
tan würde das türkische Kapital weiter herrschen – wenn 
es kapitalistisch bleibt.

Die nationale Befreiung ist ohne Sturz des Kapitalis-
mus nicht möglich. Nur durch ein sozialistisches System, 
indem tatsächlich ArbeiterInnen und Arme über Wirt-
schaft und Wohlstand eines Landes verfügen, kann na-
tionale Selbstbestimmung möglich werden, auch weil es 
keine Notwendigkeit und keine Nutznießer einer natio-
nalen Unterdrückung mehr gibt.

Um das zu erreichen, braucht es die größtmögliche Ein-
heit der ArbeiterInnen verschiedener Nationen. Die Me-
thoden oder Forderungen von SozialistInnen müssen sich 
daran orientieren. Deshalb lehnen z.B. MarxistInnen In-
dividualterrorismus ab: Die Selbstverteidigung von Kur-
dInnen ist absolut legitim, doch Attentate der PKK mit 
der Ermordung von ZivilistInnen bzw. einfacher Soldaten 
und Polizisten treiben türkische ArbeiterInnen dem Staat 
in die Arme.

Wenn eine nationale Befreiungsbewegung ein sozialis-
tisches Programm hat, dann bietet die Perspektive eines 
besseren Lebens und nationaler Selbstbestimmung für al-
le die Möglichkeit, ArbeiterInnen im Kampf für Sozialis-
mus zu vereinen. „Sozialismus ... bedeutet keine privile-
gierte Elite, sondern das Recht der Menschen ihre Ange-
legenheiten selber zu lenken. Es bedeutet die Schaffung 
einer internationalen Gemeinschaft, eine Einheit ba-
sierend auf dem Respekt für Unterschiede und in der al-
le Rechte von Nationalitäten und Minderheiten respek-
tiert werden. Es ist die Einheit der ArbeiterInnenklasse, 
die in einem Kampf für diese Gesellschaft entsteht, die 
die nationale Frage...lösen wird.“ (Peter Hadden, Trou-
bled Times, 1995)		        Christoph Glanninger

Nationale Befreiung
durch Sozialismus

Marx aktuell

ter Zeit Dutzende von Me-
ga-Einkaufszentren, Tun-
nel und Wolkenkratzer 
aus dem Boden gestampft. 
Aktuell soll der größte 
Flughafen der Welt ent-
stehen. Eine riesige Kre-
ditblase wurde geschaf-
fen, um Konsum durch 
Privatschulden massiv 
anzukurbeln – zwei Drit-
tel der Bevölkerung sind 
verschuldet.

Im Mai 2013 explodier-
ten die Widersprüche 
und es kam zu landeswei-
ten Protesten. Ausgehend 
von UmweltaktivistIn-
nen, die den berühmt ge-
wordenen Gezi-Park be-

setzten, gab es monate-
langen Widerstand gegen 
die Regierung. Die Bru-
talität des Regimes heiz-
te die Proteste an. Der von 
Tausenden besetzte Tak-
sim-Platz war Symbol 
des Widerstandes, gegen 
das Erdogan Regime, ge-
gen die Ungleichheit im 
Land, die Unterdrückung 
von Minderheiten, für 
LGBT- und Frauenrechte, 
gegen Kapitalismus und 
für eine solidarische und 
freie Gesellschaft. Erdo-
gan setzt den Motor der 
Unterdrückung in Bewe-
gung: Tränengas, Polizei-
brutalität bis hin zu Toten, 
JournalistInnen, Richte-
rInnen und Staatsanwäl-
tInnen werden verhaftet. 
Das Medienmonopol Er-
dogans hetzt über sieben 
Fernsehkanäle und acht 
Tageszeitungen gegen die 
Protestierenden und ver-

teufelt sie als TerroristIn-
nen, die von außen ge-
steuert werden würden. 
Das öffnete vielen die Au-
gen. Besonders jene, die 
selbst plötzlich zu Terro-
risten wurden, obwohl 
sie gerade erst zum ersten 
Mal in ihrem Leben an ei-
ner Demonstration teilge-
nommen hatten oder aus 
dem Fenster beobachteten 
wie Zivilpolizisten Men-
schen mit Farbflecken von 
den Gummigeschossen 
der Polizei verhafteten.

Die Propagandablase von 
der "stabilen und sozia-
len Türkei" ist endgül-

tig geplatzt. Es folgt im 
Mai 2014 der Grubenun-
fall von Soma, bei dem 
301 Bergleute ihr Leben 
lassen. Das einst staatli-
che Unternehmen wurde 
2009 privatisiert. Proteste 
gegen das „Unglück“ wer-
den mit Tränengas beant-
wortet. Die traditionel-
len 1.Mai Demos am Tak-
simplatz in Istanbul sind 
verboten und werden mit 
massiver Polizeigewalt 
unterdrückt. Statt Frie-
densprozess gibt es Krieg 
gegen die KurdInnen, mit 
über 200 Toten. Tendenz 
steigend. Statt Demokra-
tiereform gibt es Polizei-
einsätze und Haftstrafen 
für linke AktivistInnen, 
JournalistInnen, Gewerk-
schafterInnen und viele 
andere.

Doch mit zunehmen-
den Angriffen kommt es 
auch zu immer mehr Wi-

derstand seitens der Ar-
beiterInnenklasse. Als im 
Juni 2015 im westtürki-
schen Bursa die Arbeite-
rInnen der Automobilin-
dustrie streikten, waren 
viele internationale Be-
obachter überrascht. Bur-
sa gilt als Zentrum dieser 
Branche, große Konzerne 
lassen dort bauen. Staats-
nahe Gewerkschaften ga-
rantierten Stabilität. Die 
ArbeiterInnen streikten 
nicht nur für höhere Löh-
ne sondern auch gegen 
den staatsnahen Gewerk-
schaftsverband Türk-IS. 
Die Automobilbosse und 
die Türk-IS Spitze vertei-
digten sich mit dem Ver-
weis auf große Lohnstei-
gerungen. Angesichts ei-
ner jährlichen Inflation 
von offiziellen ca. 8% und 
noch höheren Preissteige-
rungen spüren die Arbei-
terInnen aber kaum etwas 
von den Lohnerhöhun-
gen. Die Preissteigerun-
gen sind für viele Men-
schen schwer zu verkraf-
ten und heizen die Unzu-
friedenheit an.

Mit dem Zuspitzen der 
inneren Widersprüche des 
türkischen Staates lässt 
Erdogan immer deutlicher 
seine demokratische Mas-
ke fallen. Die GegnerIn-
nen werden zahlreicher 
und kommen aus der Ju-
gend, der ArbeiterInnen-
bewegung und den kurdi-
schen Gebieten. Entschei-
dend wird sein, wann und 
wie der Widerstand gegen 
die AKP-Regierung sich 
neu entfacht und ob es ei-
nen gemeinsamen Kampf 
der türkischen, kurdi-
schen und weiteren Min-
derheiten angehörenden 
ArbeiterInnen gibt!	

	 Stefan Gredler

„Scher dich zum Teufel, Erdogan!“
- Grubenarbeiter aus Soma

Türkei

Erdogans Kampf um die Macht
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Die türkische Linke 
in Zeiten des Bürgerkriegs
Die innenpolitische Lage der 
Türkei ist zum Zerreißen 
gespannt wie seit Jahr-
zehnten nicht mehr. Im 
kurdischen Südosten des 
Landes bricht der Gueril-
lakrieg zwischen PKK und 
Armee wieder in voller 
Intensität aus. Gleichzei-
tig schreitet der autoritäre 
Staatsumbau und gesell-
schaftliche rollback der 
AKP ständig voran. Ent-

sprechend schwer sind die 
Herausforderungen an die 
türkische Linke. Nicht, als 
ob diese untätig wäre. Die 
Gezi Park-Proteste bewie-
sen das Mobilisierungspo-
tential und die Kampfbe-
reitschaft der türkischen 
Linken. Immer wieder 
erschüttern schwere Ar-
beitskämpfe Erdogans Re-
gime. Dazu nur ein paar 
Beispiele der letzten Jah-
re: Die massiven, von der 
Regierung unterdrückten 
Metallarbeiterstreiks An-
fang des Jahres. Die gro-
ßen Arbeitskämpfe bei 
Tekel ab 2010. Die Streiks 
der öffentlich Bedienste-
ten gegen Polizeigewalt 
2013. In all diesen Arbeits-
kämpfen standen – was 
Erdogan besonders beun-
ruhigt haben dürfte – tür-
kische und kurdische Ar-
beiterInnen Seite an Sei-

te. Nicht zu vergessen: Die 
heftige Demonstrations- 
und Streikwelle nach dem 
tödlichen Grubenunglück 
von Soma 2014.

Auch die politische Land-
schaft bewegt sich: Mit der 
HDP ("Partei der Völker") 
wurde 2012 eine neue, brei-
te Linkspartei gegründet, 
die bei den Parlaments-
wahlen im Juni 2015 aus 
dem Stand auf 13,1% der 

Stimmen kam. Angesichts 
der bisherigen Zersplitte-
rung des linken Milieus der 
Türkei war das ein bedeu-
tender Schritt aus der po-
litischen Isolation. Ebenso 
aus dem ethnischen Sek-
tierertum, denn die HDP 
versuchte von Anfang an, 
sich als Vertretung sowohl 
der kurdischen als auch der 
türkischen ArbeiterInnen 
und Armen zu präsentie-
ren. Nicht ohne Erfolg: Ob-
wohl die HDP ihre stärkste 
Basis klar in den kurdischen 
Gebieten des Südostens hat, 
konnte sie auch in Wahl-
kreisen der westlichen Tür-
kei Achtungserfolge erzie-
len. Dennoch wird die HDP 
in erster Linie als "KurdIn-
nenpartei", ja als politischer 
Arm der PKK wahrgenom-
men, von deren Kadern die 
Gründung maßgeblich aus-
ging. Die HDP sieht sich da-

bei einem Dilemma gegen-
über. Einerseits muss sie die 
Erwartungen ihrer kurdi-
schen WählerInnen erfül-
len, als Vertretung eines 
- wenn auch links gedeu-
teten - kurdischen Natio-
nalismus zu agieren. An-
dererseits als in der gesam-
ten Türkei wählbare lin-
ke Kraft auftreten, die sich 
auch für die Interessen tür-
kischer ArbeiterInnen und 

Armer einsetzt. Wenn die 
Gründung der HDP auch 
Ausdruck der Einsicht der 
PKK-Führung ist, dass der 
Kampf gegen Erdogans Re-
gime nur von den kurdi-
schen und türkischen Ar-
beiterInnen gemeinsam 
gewonnen werden kann, 
wirken hier und da immer 
noch Traditionen des ethni-
schen Sektierertums nach. 
Erschwert wird die Aufstel-
lung als in der ganzen Tür-
kei wählbare ArbeiterIn-
nenpartei auch durch das 
Fehlen eines marxistischen, 
klassenkämpferischen Pro-
gramms. Die Breite und Of-
fenheit der HDP stellt ei-
nen Fortschritt gegenüber 
der bisherigen Isolation und 
Zersplitterung der türki-
schen Linken dar. Sie be-
deutet aber gleichzeitig 
oft eine Verwässerung des 
Programms, um nieman-

den unter all den äußerst 
verschiedenen Strömun-
gen zu provozieren, die die 
HDP bilden, von Grünen 
über kurdisch-nationalisti-
sche Kräfte bis hin zu Mar-
xistInnen.

Auf türkische ArbeiterIn-
nen wird die HDP solan-
ge nur eine begrenzte At-
traktivität ausüben, wie sie 
die nationale Frage in Kur-
distan und die soziale Fra-
ge in der ganzen Türkei im 
Grunde wie zwei voneinan-
der getrennte Probleme be-
handelt. Um kurdische und 
türkische ArbeiterInnenbe-
wegung dauerhaft mitein-
ander zu verbinden, müss-
te aber gerade gezeigt wer-
den, dass diese Themenfel-
der für beide untrennbar 
verbunden sind. Einerseits 
wird die kurdische Befrei-
ungsbewegung niemals 
zum Ziel eines kurdischen 
Staates oder auch nur eines 
autonomen Kurdistans in-
nerhalb der Türkei gelangen 
können, solange das au-
toritäre Regime in Ankara 
im nichtkurdischen Groß-
teil der Türkei sozial stabil 
bleibt. Der Guerillakampf 
der PKK kann immer nur 
einen mäßig erfolgreichen 
Defensivcharakter tragen, 
aber niemals zu einem ent-
scheidenden Sieg über die 
technisch und personell 
unendlich überlegene tür-
kische Armee führen. Ein 
freies Kurdistan kann nicht 
auf dem Schlachtfeld er-
kämpft werden, sondern 

nur durch die politischen 
Sympathien der Arbeite-
rInnen und Armen in Is-
tanbul, Ankara und Izmir, 
durch ihre Weigerung, das 
Besatzungsregime in Kur-
distan zu tragen. Anderer-
seits muss den türkischen 
ArbeiterInnen und Armen 
die Wahrheit des Satzes von 
Karl Marx vermittelt wer-
den, dass ein Land, das an-
dere Völker unterdrückt, 
niemals frei sein kann und 
das Ende der Unterdrü-
ckung der KurdInnen in ih-
rem eigenen Interesse liegt. 
Es wäre zu zeigen, dass der 
auf der Unterdrückung 
Kurdistans ruhende türki-
sche Chauvinismus den Kitt 
darstellt, durch den Erdo-
gan islamisch-konservati-
ve, faschistische und breite 
kleinbürgerliche Schichten 
vereinen und sein Regime 
notdürftig stabilisieren 
kann. Kampf gegen Anka-
ras Unterdrückung Kurdi-
stans ist gleichzeitig Kampf 
gegen die politische Nieder-
haltung und ökonomische 
Ausbeutung der türkischen 
Massen durch das türkische 
Kapital und seinen Mann 
fürs Grobe - Erdogan. Nur 
durch den Grundsatz, dass 
die soziale Revolution in der 
Türkei und die nationale 
Befreiung Kurdistans zwei 
Seiten derselben Medail-
le sind, werden sich kurdi-
sche und türkische Linke 
vereinen und über die AKP 
triumphieren können..

	 Fabian Lehr

Es brodelt in der Türkei - Zeit, Charakter und 
Aufgaben der türkischen Linken zu betrachten.
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Seit Herbst '15 bin ich Zi-
vildiener. Ich arbei-
te im Kindergarten, und 
in diesem Umfeld aus 
„Spiel und Spaß“ ver-
geht die Zeit wie im Flu-

ge. Natürlich ist die Ar-
beit trotzdem sehr an-
strengend und ich bin 
auch nach angenehmen 
Arbeitstagen immer sehr 
froh über den Feierabend. 
Der Einblick in den Be-
ruf ist eine wertvolle Er-
fahrung, aber dafür muss 
man auch auf eine Men-
ge Geld verzichten: Der 

Lohn fällt für Zivildie-
ner recht bescheiden aus. 
Mein Stundenlohn von 
2,50 Euro ist jedenfalls 
keine große Motivati-
on, täglich um sechs Uhr 

in der Früh aus dem Bett 
zu springen! Da kommt 
selbst bei den 40 Stunden, 
die ich wöchentlich ak-
tiv bei den Kindern bin, 
nicht viel zusammen.  
Meine Vorgesetzten ge-
ben offen zu, dass sie sich 
durch die Zivildiener die 
Löhne für ordentlich an-
gestellte, ausgebildete 

PädagogInnen sparen. So 
wurde ich des Öfteren ge-
beten, mir in den Weih-
nachtsferien nicht frei zu 
nehmen, da man ansons-
ten eineN PädagogIn be-
zahlen müsste. DieseR 
würde Zuschläge bekom-
men, während an meinen 
2,50 Euro nicht gerüttelt 
werden muss. 

Der Staat und die Träger-
vereine kürzen. Dass das 
letztendlich auf Kosten 
der Kinder geht, wenn 
ausgebildete PädagogIn-
nen durch Zivildiener er-
setzt werden, wird kaum 
vor einem verheimlicht. 
Wieso sollte es auch? 
Schließlich bekommt im 
Kapitalismus auch sonst 
niemand Arbeit, wenn 
nicht irgendwer daran 
verdient.

	 Ein Zivildiener

Sozialarbeit gegen Sozialstaat

Durch den Einsatz von 
Zivildienern erspart sich 
der Staat die Lohnkosten 
von ausgebildetem Personal.

In der Silvesternacht werden 
in Köln Frauen von Grup-
pen von Männern sexu-
ell belästigt. Ein Aufschrei 
geht durch die Medien, 
Zeitungen, TV und vor al-
lem die sozialen Netzwer-
ke greifen das Thema auf. 
Auch in anderen Städten 
melden sich Frauen, die 
Opfer sexualisierter Ge-
walt geworden sind. Plötz-
lich ist überall über Sexis-
mus zu lesen und darüber, 
dass Frauen häufig beläs-
tigt werden. Wurde sexu-
elle Belästigung bisher oft 
als Kavaliersdelikt behan-
delt, wird nun deutlich ge-
macht, dass es sich um ein 
Verbrechen gegen Frauen 
handelt. 

Obwohl das eigent-
lich gut ist, hat das ganze 
doch einen ziemlich mie-
sen Beigeschmack. Die 
Empörung kommt näm-
lich bei vielen daher, dass 
scheinbar viele der Täter 
Migranten waren. Plötz-
lich sind genau die Typen 
empört, die bisher mein-
ten, ein „Klaps auf den Po“ 
wäre doch nur ein „netter 
Spaß“ und Frauen sollten 
sich doch über das Kom-
pliment freuen. Rech-
te und Rechtsextreme, für 
die Frauen eigentlich bes-
ser zu Herd und Familie 
gehören und die z.B. ge-
gen Abtreibung sind, spie-
len sich plötzlich als Frau-
enverteidiger auf. Und das 
stimmt ja auch irgendwie, 
doch wollen sie nur „ihre“ 

(weißen) Frauen vor den 
Übergriffen der „Auslän-
der“ schützen. Das ist das-
selbe Besitzdenken, wie es 
auch bei religiösen Fundis 
zu finden ist.

Es stimmt also über-
haupt nicht, dass hier ein 
Frauenbild wie aus dem 
Mittelalter von außen in 
unsere aufgeklärte Welt 
gebracht werden würde. 
Schließlich gibt es auch 
hierzulande ständig se-
xuelle Übergriffe gegen 
Frauen von hiesigen Män-
nern, meist sogar von Be-
kannten oder Verwand-
ten. Sexisten sind Arsch-
löcher – egal woher sie 
kommen, egal welche Re-
ligion sie haben. Die An-
griffe sind zu verurteilen. 
Und der Rassismus, für 
den sie missbraucht wer-
den ist es auch. In Köln ha-
ben am 9.1. tausende Men-
schen gegen die Angrif-
fe auf Frauen UND gegen 
Rassismus demonstriert. 
Da wurde auch gefordert, 
dass nicht die Polizei (die 
Frauen nicht schützt, da-
für aber Nazis) sondern 
Frauenorganisationen und 
Gewerkschaftsbewegung 
alle Unterlagen über die 
Ereignisse der Silvester-
nacht bekommen, um sie 
zu untersuchen. „Nicht 
mit mir!“ - Gegen Sexis-
mus und gegen Rassismus, 
das sagen auch immer 
mehr in Österreich! Werde 
mit uns aktiv!

fb/nichtmitmir

Antisexismus–Komitee 
an der HTL Leonding
Mädchen werden von Hö-
heren Technischen Lehr-
anstalten (HTL) mit al-
len Mitteln umworben. Es 
werden angenehmes Um-
feld und nettes Miteinan-
der präsentiert. Doch die 
Realität sieht oft anders 
aus. Mitschüler oder auch 
Lehrer zweifeln teilwei-
se immer noch daran, ob 

„Technik“ was für Mäd-
chen ist. In der HTL Le-
onding hat man deswe-
gen ein Komitee gegrün-
det, das sich mit Sexismus 
an der Schule beschäftigt. 

Die SchülerInnen disku-
tieren und machen auf die 
Problematik aufmerksam, 
zeigen auf, dass es so nicht 
weitergehen kann. Gefor-
dert bzw. geplant werden 
u.a. Aktionen gegen Sexis-
mus und sexistische Leh-
rer/Schüler, Aufklärung 
über Sexismus, eine Kum-
mernummer für Opfer von 
Sexismus in den Händen 
der SchülerInnen. Denn 
die Schule soll für Mäd-
chen endlich optimal und 
mehr als nur erträglich ge-
staltet sein! 	 Peter Hauer

Sex- und Rassismus:
Nicht mit mir!

Wolfgang Purtscheller 
(1955-2016)

Wolfgang Purtscheller war ein unbeugsamer Kämpfer ge-
gen rechts und ein wichtiger Aufdecker der rechten Ver-
bindungen. Aus kommunistischer Tradition stammend 
wusste er, dass wir im Kampf gegen rechts nicht auf den 
kapitalistischen Staat setzen können. Wir trauern, doch 
seinen Kampf werden wir weiterführen!

Kopf des Monats
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Wahlen in Hongkong: 
Der Regenschirm-Faktor

Ende November 2015 fan-
den Lokalwahlen in 
Hongkong statt. Klar ist, 
dass sie durch die Re-
g e n s c h i r m b e w e g u n g 
2014 politisiert wur-
den. Die Wahlbeteili-
gung lag deutlich höher 
als 2011 (47% statt 41%). 
Es gab Verluste für die 
Pro-Regierungsparteien, 
wenn auch nur geringe. 
Neu waren die Gewin-
ne für die sogenannten 
"RegenschirmsoldatIn-
nen", politische Grup-
pen, die aus der Bewe-
gung entstanden sind. 

Allerdings spielten die-
se Gruppen ihre Verbin-
dungen mit der Bewe-
gung herunter und ga-
ben sich unpolitisch. Sie 
setzten stärker auf eine 
Anti-China Stimmung 
und auf Lokalpatriotis-
mus. Das spiegelt zu ei-
nem Teil auch die Frust-
ration wider, dass die Be-
wegung nicht erfolgreich 
war (auch aufgrund der 
Dominanz der bürgerli-
chen Opposition in der 
Führung der Bewegung). 
Diese neuen Gruppen 
konnten 70.000 Stimmen 
und acht Sitze gewinnen, 
ein Ergebnis, das einiges 
an Medienaufmerksam-
keit bekam. Sie wurden 
aber hauptsächlich ge-
wählt, weil sie als etwas 
„neues“ wahrgenommen 

wurden, und weil die 
Leute genug von der kor-
rupten Elite haben. Al-
lerdings werden alle 18 
Bezirke nach wie vor vom 
pro-KP Lager dominiert, 
aufgrund ihrer riesigen 
Ressourcen und einer 
Kultur von Wahlmanipu-
lation und Stimmenkauf.

Socialist Action (CWI 
in Hongkong) ist im 
ärmsten Bezirk Hong-
kongs angetreten. Rund 
90% der Wahlberech-
tigten leben in öffentli-
chen Wohnbauten. Un-
sere Kandidatin Sally 

Tang Mei-Ching erhielt 
1.152 Stimmen, das sind 
33%. Unsere Kampagne 
war die einzige, die loka-
le Fragen mit weiterge-
henden politischen For-
derungen verbunden hat, 
nach einem Mindestlohn, 
einem öffentlichen Pen-
sionssystem und einer 
geregelten Arbeitszeit, 
die in Hongkong völlig 
fehlt. Ein zentraler Teil 
der Kampagne war es, zu 
zeigen, dass die Politik 
der BPA gegen die Arbei-
terInnenklasse gerichtet 
ist. Die BPA ist die offi-
zielle Oppositionspartei, 
sie ist nicht in Opposition 
zum Kurs von Peking und 
orientiert sich an Wirt-
schaftsinteressen.  So-
cialist Action hat in we-
niger als sechs Wochen 

an 7.500 Wahlberechtig-
te mehr als 40.000 Flug-
blätter verteilt. Es gab 
auch Flugis in Englisch, 
Urdu und Tagalog. Wir 
gingen von Wohnungs-
tür zu Wohnungstür und 
haben mit den Menschen 
gesprochen, bei manchen 
Türen waren wir mehr als 
einmal. Am Tag der Wahl 
hatten wir 49 Freiwillige 
in Aktion, die Hälfte da-
von war zum ersten Mal 
an einer vergleichbaren 
Kampagne beteiligt. 

Wir hatten auch Unter-
stützerInnen unter den 

Flüchtlingen, mit denen 
wir in der Flüchtlingsbe-
wegung aktiv waren. Die 
Flüchtlingsproteste waren 
Teil eines Internationalen 
Aktionstages vom 12. Sep-
tember, auf der Demonst-
ration waren ca. 300 Men-
schen. Wir haben diese 
Demonstration gemein-
sam mit der Flüchtlings-
gewerkschaft organisiert, 
mit der wir in Flücht-
lingsfragen zusammenar-
beiten. Diese Proteste er-
zielten einen Sieg in Bezug 
auf die Frage von Verpfle-
gung. Das war das Resul-
tat von einem Jahr Kampf 
inklusive einer 200 Ta-
ge andauernden Beset-
zung. Seit Ende Mai erhal-
ten Flüchtlinge Gutschei-
ne, um Essen im Super-
markt kaufen zu können, 

anstatt Essenspakete in 
speziellen Shops abho-
len zu müssen. Dadurch 
haben sie mehr Auswahl 
und bessere Qualität der 
Nahrungsmittel. Es ist ein 
wichtiger Sieg, da er zeigt, 
dass es möglich ist, Zuge-
ständnisse von der Regie-
rung zu erkämpfen. Die 
Flüchtlinge durften zwar 
nicht wählen und ha-
ben in Hongkong faktisch 
keine Rechte. Viele wa-
ren dennoch in unserer 
Wahlkampagne aktiv und 
spielten eine Schlüsselrol-
le darin, die Flugblätter an 
die einzelnen Haushalte 
zu verteilen.

Es gibt durchaus die Per-
spektive, dass die Demo-
kratiebewegung wieder 
aufflammen kann. Die 
„Copyright Bill 2014" er-
regt einiges an Unmut: 
Die Regierung und die 
großen Konzerne wol-
len ihre Kontrolle über 
das Internet verschär-
fen. Das würde bedeu-
ten, dass die Regierung 
das Urheberrechtsgesetz 
benutzen kann, um An-
ti-Regierungs-Satire etc. 
im Internet zu krimi-
nalisieren. Es gibt nicht 
wirklich Widerstand von 
Seiten der bürgerlichen 
Opposition.  Aber es gab 
Versammlungen außer-
halb des Parlaments ge-
gen das Gesetz. Organi-
siert wurden sie von ei-
ner Gruppe junger Netz-
aktivistInnen, die auch 
eine "Reform" des Geset-
zes verlangen (in Rich-
tung US/EU Urheber-
recht). Wir sind die ein-

zigen, die das Monopol 
an Urheberrechten durch 
die großen Konzerne kri-
tisieren und einen Fall 
des Gesetzes fordern. Die 
starke Opposition gegen 
das Gesetz zeigt, dass die 
Leute noch sehr wütend 
auf die Regierung sind 
und ihr nicht trauen. 

Aber damit echte Demo-
kratie erkämpft wer-
den kann, sind folgende 
Punkte nötig: Eine even-
tuell erneute Bewegung 
braucht demokratische 
Strukturen, um die Füh-
rung nicht der bürgerli-
chen Opposition zu über-
lassen. Der zweite Punkt 
ist, dass es nötig ist, die 
Bewegung mit den Pro-
testen und Streiks in 
China zu verbinden. 2015 
gab es in Festland-China 
doppelt so viele Streiks 
wie 2014. Das Regime in 
China verstärkt die Re-
pression, aber das ist ein 
Zeichen von Schwäche, 
nicht von Stärke. Echte 
Demokratie ist in Hong 
Kong alleine nicht zu er-
kämpfen. Und der dritte 
Punkt, den wir einbrin-
gen, ist die soziale Ebe-
ne – es ist nötig, ein Pro-
gramm zu haben, das die 
ArbeiterInnenklasse an-
spricht und organisiert 
in die Proteste einbin-
det. Denn die Frage von 
Demokratie ist noch lan-
ge nicht gelöst – aber die 
sozialen Probleme ge-
nausowenig.

La Pasha
CWI Hongkong

www.socialism.hk

Die Regenschirmbewegung politisiert die Wahlen. 
Socialist Action (CWI in Hongkong)
erhält 1152 Stimmen.
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Bei den Wahlen Ende 2015 
wurde das bisher domi-
nante Zwei-Parteiensys-
tem gebrochen. Die kon-
servative PP und die so-
zialdemokratische PSOE 

verloren zusammen über 
fünf Millionen Stimmen. 
Die PP wurde für ih-
re brutale Kürzungspo-
litik bestraft, und auch 
die PSOE hatte ja bereits 
zuvor gezeigt, dass sie in 
der Regierung ebenfalls 
den vom Kapital verord-
neten Sparzwang um-
zusetzen bereit ist. Gro-
ße Gewinnerin der Wahl, 
mit über 20% beim ers-

ten Antritt, ist die neue 
linke Protestpartei Pode-
mos, die aus verschiede-
nen sozialen Bewegungen 
gewachsen ist. Trotz des 
widersprüchlichen Cha-

rakters und des löchrigen 
Programms von Pode-
mos zeigt das Abschnei-
den den Willen der Mas-
sen zur Veränderung und 
die Bereitschaft zum Wi-
derstand gegen den Kür-
zungsterror. Doch auch 
die „alte“ Linkspartei, 
IU, erzielte mit einem auf 
Bundesebene noch kon-
sequenteren Programm 
mit knapp einer Milli-

on Stimmen einen Ach-
tungserfolg.

Die neue Regierung 
wird entweder eine PP- 
oder PSOE- geführ-
te Minderheitsregierung 
werden – und deswegen 
ein gutes Ziel für Wider-
stand von der Straße und 
in Betrieben. Diesen muss 
die Linke nun vorantrei-
ben. Dabei ist es wichtig, 
die Unabhängigkeitsbe-
strebungen einzelner Re-
gionen (v.a. Baskenland 
und Katalonien), die sich 
u.a. gegen die Kürzungs-
politik der Zentralregie-
rung richten, mit dem 
Kampf gegen den kapita-
listischen Wahn zu ver-
binden. Die Antwort auf 
die konstante Krise kann 
nur eine freiwillige Föde-
ration auf sozialistischer 
Basis sein.

	 Sebastian Kugler

Spanien im Umbruch

Pakistan & Fundamentalismus

Widerstand gegen Kürzungspolitik 
und Unabhängigkeitsbewegungen 
erschüttern den spanischen Staat.

Die Polarisierung in Po-
len ist groß: Auf der Stra-
ße gab es 2015 rechte Auf-
märsche, aber auch Streiks 
(u.a. der Bergarbeiter und 
Krankenschwestern) ge-
gen Kürzungen der Regie-
rung. Dennoch konnte die 
PiS die Wut auf die Spar-
politik der „Bürgerplatt-
form“ nach rechts kanali-
sieren. Die Gewerkschaften 
riefen nur zur Abwahl der 
Regierung auf. Solidarnosc 
unterstützte sogar die PiS, 
obwohl es mit Razem („Ge-
meinsam“) eine neue lin-
ke Formation gibt. Razem 
konnte mehr als 500.000 
Stimmen gewinnen (3,6%), 
scheiterte aber an der ho-
hen Hürde fürs Parlament. 
So wurde bei den Wahlen 
am 25.11. die neoliberale 
„Bürgerplattform“-Regie-
rung durch eine der kon-
servativ-nationalistischen 
„Recht- und Gerechtig-
keitspartei“ („PiS“) ersetzt. 

Die PiS versprach eine Be-
steuerung der Banken und 
Handelsketten, höheres 
Kindergeld, kostenfreie 
Medikamente für Alte so-
wie eine Rücknahme der 
Anhebung des Pensions-
antrittsalters. Das meiste 
werden Versprechen blei-
ben. V.a. aber setzt die PiS 
auf eine „Orbanisierung“ 
Polens, inklusive Angrif-
fe auf Frauen, Migran-
tInnen und Linke. Schon 
zeigen sich Bruchlinien: 
Am 9.1. demonstrierten 

Zehntausende gegen Be-
schränkungen der Medi-
enfreiheit. Auch die Klas-
senkämpfe werden erneut 
aufbrechen. Razem muss 
sie aufgreifen und mit ei-
nem sozialistischen Pro-
gramm verbinden. Aller-
dings schürt sie wie Syriza 
oder Podemos Illusionen, 
dass ein etwas netterer 
Kapitalismus möglich sei. 
Sie fordert keine (Wieder-)
Verstaatlichung, sondern 
nur staatliche Beteiligun-
gen oder Genossenschaf-
ten. Sie hat auch Illusionen 
in die EU. Die Mitglieder 
von Razem sollten die Er-
fahrungen der neuen lin-
ken Formationen in Euro-
pa diskutieren – was kann 
eine echte Alternative zur 
Sparpolitik sein? Alterna-
tywa Socjalistyczna (CWI 
in Polen) war Teil der De-
monstrationen gegen das 
Sparpaket der alten Regie-
rung und schlug damals 
eine Strategie in Richtung 
Generalstreik vor. Die un-
mittelbaren Forderun-
gen (Nein zu Verschlech-
terungen im Arbeitsrecht, 
bei Löhnen und Pensio-
nen) müssen mit einem 
Programm der (Wieder-)
Verstaatlichung unter de-
mokratischer Kontrolle 
durch die Beschäftigten, 
sowie einer demokratisch 
geplanten Wirtschaft ver-
bunden werden. Ein sol-
ches Programm braucht 
Razem.

	 Laura Rafetseder

Polen: Rechtsruck
und Protest

Socialist Movement Pakistan 
(CWI in Pakistan) organi-
sierte am 12.12.2015 in Mir 
Pur Khas (Sindh) die dort 
größte je dagewesene De-
monstration gegen reli-
giösen Extremismus und 
Intoleranz. Mehr als 400 
TeilnehmerInnen, darun-
ter ein großer Teil Frau-
en, marschierten kämp-
ferisch gegen den in den 
letzten Jahren massiv ge-
stiegenen Fundamentalis-
mus. Mitglieder von SMP 
machten in Reden klar, 
was die Ursachen sind: 

Armut, Hunger, Repres-
sion, soziale und ökono-
mische Ungerechtigkeit 
in diesem verrotteten und 
korrupten System. Sie for-
derten, was deshalb nötig 
ist: Sozialleistungen, Bil-
dung, Jobs, Gesundheit, 
Wohnungen und ein En-
de der neoliberalen Atta-
cken auf die ArbeiterIn-
nenklasse und Armen. Die 
Demo war ein Riesener-
folg und erregte auch gro-
ße mediale Aufmerksam-
keit.		
		  www.socialistpakistan.org

Taiwan: Solidarität mit Streik
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Die Beschäftigten der Le-
bensversicherung Nan 
Shan Life streiken wo-
chenlang gegen die Ver-
weigerung zugesicherter 
Bezahlungen und ordent-
licher Anstellungen. Die 
Bosse wollen Arbeitsrecht 
und Pensionsabsicherung 
durch Ausgliederungen 
umgehen. CWI Taiwan 
übt aktive und prakti-
sche Solidarität und un-
terstützt die Streikfor-
derungen durch gemein-
same Infotische mit den 
Streikenden, Petitionen, 

dem Magazin The Socia-
list, Flugblättern. Es wird 
betont, dass die Kraft der 
Solidarität genutzt wer-
den muss und die Aus-
beutung letztlich nur mit 
Verstaatlichung unter de-
mokratischer Kontrol-
le der Beschäftigten be-
endet werden kann. CWI 
Taiwan ruft Gewerk-
schafterInnen und Sozia-
listInnen weltweit zu So-
lidaritätsmitteilungen für 
die Streikenden und Pro-
test gegen die Bosse auf.

socialisttw.wordpress.com

Massenstreik
Über 400.000 streikten am 
9.12.2015 in ganz Quebec in 
Kanada für höhere Löhne 
im Öffentlichen Dienst. Vo-
rangegangen waren Streiks, 
Blockaden und Besetzun-
gen gegen Kürzungen, auch 
bei Löhnen und Pensio-
nen. Alternative Socialis-
te (CWI in Quebec) kämpft 
in der Gewerkschaft für ei-
ne Strategie damit die ein-
drucksvoll gezeigte Kraft 
der ArbeiterInnenklasse für 
wirkliche Verbesserungen 
genutzt wird.		
www.alternativesocialiste.org
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So pseudo ist die 
„Kapitalismuskritik“ von Rechts

Neoliberale Kürzungspo-
litik, die steuerliche Ent-
lastung von Unterneh-
men und Superreichen, 
Gewerkschaftsfeindlich-
keit und Lobbyismus sind 
charakteristisch für rechte 
Politik. Doch auch die ex-
treme Rechte versucht von 
der kapitalismuskritischen 
Stimmung, die v.a. seit Be-
ginn der Wirtschaftskrise 
zunimmt, mitzunaschen. 
Z.B. versuchen die rechts-
extremen „Autonomen 
Nationalisten“ Vorgangs-
weise, aber auch Erschei-
nungsbild und Auftreten 
von Teilen der Linken zu 
kopieren. Gerade die Neue 
Rechte nutzt das Potenti-
al kritischer Bewegungen, 
versucht linke Jugend-
kulturen oder Symbo-
le der Linken zu kopieren. 
So finden sich auch auf der 
Facebook-Seite der neo-
faschistischen Identitä-
ren Zitate von Luxemburg, 
Liebknecht und Brecht.

Doch nicht nur in der 
Form, auch im Inhalt gibt 
sie sich kapitalismus-
kritisch. Ziel ist, an ei-
ne existierende Stim-
mung anzudocken und 
darauf rechte, rassisti-
sche bzw. völkische Ant-
worten zu geben. Rechte 
Kapitalismus“kritik“ geht 
unter dem Label „Natio-
naler Sozialismus“ auf das 

Jahr 1890 zurück. Es war 
ein Versuch in die erstar-
kende ArbeiterInnenbe-
wegung einzudringen und 
dem Internationalismus 
des Marxismus eine natio-
nalistische Ideologie, ver-
brämt mit antikapitalis-
tischer Rethorik entgegen 
zu setzen. Zentrales Ins-
trument dafür war spä-
ter bei den Nazis die SA 
von Strasser, Goebbels und 
Röhm. Diese war auch ein 
Versuch, ArbeiterInnen in 
die Partei mit einzubin-
den. Denn die ArbeiterIn-
nen standen dem Faschis-
mus ablehnend gegenüber 
und ein großer Teil war bis 
zum Verbot von SP und KP 
in diesen ArbeiterInnen-
organisationen organi-
siert.

Eine Rhetorik, die Schei-
nantworten auf die soziale 
Frage gab, war notwendig 
für den Aufstieg der NS-
DAP (wie auch „Sozialis-
mus“ im Namen), doch der 
Faschismus war immer ei-
ne arbeiterInnenfeindli-
che Ideologie. Auch im Be-
trieb galt das Führerprin-
zip, Betriebswechsel war 
nur mit Erlaubnis mög-
lich, jede Form von Klas-
senkampf (und sei es nur 
die Forderung nach hö-
heren Löhnen) wurde le-
bensgefährlich, alle Or-
ganisationen der Arbeite-

rInnenbewegung wurden 
zerschlagen.Der Faschis-
mus dient als Handlanger 
des Kapitals.

Bis heute versuchen Nazis 
Strasser, die SA und andere 
als die „wahren“ Faschisten 
des Volkes, den „linken“ 
Teil des Nationalsozialis-
mus darzustellen. Ein My-
thos und eine Lüge! Die SA 
war eine Massenorganisati-
on, doch setzte sie sich v.a. 
aus Kleinbürgern zusam-
men, der ArbeiterInnenan-
teil lag unter 20%. Funkti-
onärInnen von KPD, SPD 
und Gewerkschaften stan-
den auf den „Schwarzen 
Listen“ der brutalen Schlä-
ger der SA ganz oben. Beim 
Kampf zwischen SA und 
Hitler ging es nicht um ei-
nen Klassenkampf in der 
faschistischen Bewegung, 
sondern um einen Macht-
kampf zwischen verschie-
denen Flügeln. Die SA wur-
de nicht entmachtet, weil 
sie „links“ gewesen wä-
re, sondern als Zugeständ-
nis an die Heeresleitung, 
der die paramilitärische SA 
ein Dorn im Auge war. Die 
SA und die SS trennten kei-
ne ideologischen, sondern 
bestenfalls taktische Fra-
gen.

Auch bei den heutigen, 
sich „antikapitalistisch“ 
präsentierenden Neonazis, 

werden nicht der Kapitalis-
mus und seine Widersprü-
che kritisiert. Die Beant-
wortung der sozialen Fra-
ge ist auf nationaler Ebene 
nicht möglich, die Rech-
ten liefern nur Scheinant-
worten. Da wird „auslän-
disches“ Kapital und der 
„Zins“ kritisiert, die die na-
tionale Wirtschaft schwä-
chen würden. V.a. seit Be-
ginn der Finanz- und Wirt-
schaftskrise wird unver-
hohlen die „Ostküste“ und 
das „Finanzkapital“ kri-
tisiert. Das sind rechte 
Kampfbegriffe, die eigent-
lich „die Juden“ meinen. 
Die (künstliche) Unter-
scheidung zwischen „raf-
fendem“ und „schaffenden“ 
Kapital findet sich schon bei 
den Nazis. Und im Einklang 
mit diversen, meist anti-
semitischen, Verschwö-
rungstheorien schreibt 
dann auch die Zeitung der 
NPD, dass Jüdinnen und 
Juden „in den privaten und 
staatlichen Machtzentren 
des Weltkapitalismus“ ei-
ne „Schlüsselstellung“ in-
ne hätten.

Doch spätestens seit An-
fang des 20. Jahrhunderts 
ist die Trennung in Bank- 
und Industriekapital nicht 
mehr möglich. Die Finanz-
märkte sind das Schmier-
mittel des Kapitalismus und 
produzierender und finan-

zierender Sektor längst zu 
einer untrennbaren Einheit 
verschmolzen. Die sozialen 
Probleme und die Krisen 
sind nicht nur die Folgen 
eines „parasitären Finanz-
sektors“ sondern entsprin-
gen aus den Widersprüchen 
des Kapitalismus selbst. Es 
gibt keine „gute alte Markt-
wirtschaft“, der ein „böser, 
raffgieriger Kapitalismus“ 
entgegenstehen würde. Ne-
ben all ihrer „sozialen“ Re-
thorik greifen die Rechten 
daher auch weder das Pri-
vateigentum an Produkti-
onsmitteln, noch die ka-
pitalistische Produktions-
weise, die von den Arbeite-
rInnen unbezahlte Arbeit in 
Form von Mehrwert stielt, 
an. Dafür lehnen sie aber 
Gewerkschaften ab und be-
kämpfen sie. Das „Volk“ soll 
die Klassen ersetzen, was 
bedeutet, die Interessen der 
ArbeiterInnenklasse unter 
jene des Kapitals unterzu-
ordnen. Im Sinne eines an-
geblichen „Volks“ Interes-
ses.

Es liegt an uns, ob Rassis-
tInnen und AntisemitInnen 
soziale Rhetorik als Mittel 
zum Aufbau nutzen kön-
nen. Echter Antifaschismus 
braucht daher auch eine 
fundierte Kapitalismuskri-
tik und eine daraus resul-
tierende Praxis!

Theresa Reimer

Auch die Rechte versucht von der wachsenden 
antikapitalistischen Stimmung zu profitieren.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1700 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Dienstag, 1900 Uhr  
in der ‘Pizzeria David’ 
Alberstraße 13

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria Delfino’ 
20,; Engerthstraße 92 
(Nähe U6 Handelskai)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Die derzeitige Debatte um 
„Obergrenzen“, „Flücht-
linge“ und „Wirtschafts-
migrantInnen“ setzt die 
Frage des staatlichen Um-
gangs mit „fremden“ Men-
schen neuerlich auf die Ta-
gesordnung. Das Buch 
„Fremde von Staats wegen 

– 50 Jahre ̀ Fremdenpolitik´ 
in Österreich“ erscheint 
somit zur genau richtigen 
Zeit. Das umso mehr, als 
bisher eine „systematische 
und umfassende Untersu-
chung der … Àusländer_
innen -́Politiken … völlig 
fehlt“, wie die Autorin Lisa 
Grösel in ihrer Einleitung 
schreibt.

Diese Lücke schließt die 
Historikerin nun auf den 
rund 300 Seiten ihres mit 
968 Fußnoten gespickten 
Bandes. Dabei nutzt sie 
in erster Linie parlamen-
tarische Sachquellen wie 
stenografische Sitzungs-
protokolle, Ausschuss-

berichte etc., um zu zei-
gen, wie die österreichi-
sche „Fremdenpolitik“ 
seit jeher in ihrer „Spal-
tungs-, Disziplinierungs- 
sowie einer identitätspo-
litischen Konsensfunkti-
on ein Herrschaftsinstru-
ment bildet, das in erster 
Linie auf jenen Teil der 
ausgebeuteten und arbei-

tenden Klassen gerichtet 
ist, der als `eigene´ Staats-
bürger_innen markiert 
ist“, schreibt Grösel.

LeserInnen, die eine Dar-
stellung der zahlrei-
chen Protest- und Wider-
standsaktivitäten in So-
lidarität mit den „Frem-
den“ suchen, oder gar eine 
praktische Anleitung da-
zu, werden in diesem Buch 
allerdings nicht fündig 
werden, obwohl die Au-
torin derartige Mobilisie-
rungen von unten für un-
abdingbar hält: „Offenbar 
können inklusive und so-
lidarische Gesellschafts-
entwürfe nur im Rahmen 
radikaler … sozialer Bewe-
gungen entwickelt wer-
den.“	 Alexander Svojtko

Lisa Grösel: 
Fremde von Staats wegen

Mandelbaum, Wien 2016
ISBN: 978-3-85476-646-9

Kriege, Krise, Rechtsext-
remismus, Flüchtlinge, 
Kürzungen und Rekord-
arbeitslosigkeit: immer 
schneller und härter of-
fenbart der Kapitalismus 
seinen zerstörerischen 
Charakter. Die Zielpunkt-
Pleite zeigt den krassen 
Gegensatz von Arm und 
Reich so deutlich, wie 
schon lange nicht mehr. 
Der menschenverachten-
de Umgang mit Flüchtlin-
gen offenbart die Brutali-
tät der Regierungspolitik. 

Während die Reichen im-
mer reicher werden, soll 
angeblich kein Geld für 
Flüchtlinge oder Jobs da 
sein.
Der Kapitalismus funkti-
oniert nicht, aber die Fra-
ge ist nun: „Wie sieht eine 
Alternative aus und was 
kann ich tun?“ Die Sozia-
listische LinksPartei (SLP) 
war 2015 bei allen wich-
tigen Bewegung und Pro-
testen beteiligt. Doch das 
ist nur durch den Ein-
satz unserer Mitglieder in 

den verschiedenen Bun-
desländern möglich. 2016 
werden Probleme und Po-
larisierung zunehmen. 
Umso nötiger ist es, eine 
sozialistische, demokrati-
sche Alternative zur men-
schenverachtenden Pro-
fitlogik des Kapitalismus 
aufzuzeigen. Einzelkämp-
ferInnen mögen heroisch 
sein, verändern werden 
wir die Welt nur mit einer 
starken Organisation. Es 
ist Zeit, aktiv zu werden. 
Komm zur SLP!

Neonazis schlagen immer 
öfter zu. In Linz kam es 
2015 drei Mal zu tätlichen 
Angriffen Rechtsradikaler 
gegen SLP-lerInnen (u.a. 
nach einem erfolgreichen 
Protest gegen PEGIDA).

Wir lassen uns nicht 
einschüchtern! Selbstor-
ganisation in einer brei-
ten Bewegung statt sich 
auf den bürgerlichen 
Staat verlassen: so orga-
nisierten wir die Kam-
pagne „Gemeinsam ge-
gen rechte Gewalt“. Aber 

gleichzeitig verfolgten 
wir die Nazischläger mit 
Anzeigen – mit Erfolg: In 
allen Fällen müssen die 
Rechten wegen der Kör-
perverletzung zahlen 
(einmal gabs' zusätzlich 
vier Monate Haft).

Das Geld wird für Anti-
fa-Arbeit verwendet: u.a. 
für eine Lautsprecher-
Anlage für die SLP-Graz, 
Transparente und einen 
Soli-Beitrag für den ver-
urteilten Antifaschisten 
Jan.

Der aktuelle SLP-Lesetipp

2016 der SLP beitreten!

Nazi-Schläger finanzieren 
den antifaschistischen Kampf

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at
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Die Wissenschaftlerin und Aktivistin Monika Mokre hat 
mit „Solidarität als Übersetzung - Überlegungen zum 
Refugee Protest Camp Vienna“ ein lesenswertes Buch 
über die Flüchtlingsbewegung 2012/2013 geschrieben. 
Sie bezieht sich positiv auf die Aktivität der SLP und die 
Kandidatur von Numan Muhammad für die SLP bei der 
Nationalratswahl und zeigt, dass Organisationen ein 
wichtiger Teil der Bewegung sein können.

Abo-Zahlungen & Spenden: IBAN: AT25600000000 8812733 
	     BIC: OPSKATWW

„Fremde von Staats wegen“ 
zeigt, wie mit MigrantInnen
kapitalistische Herrschaftspolitik 
gemacht wird.



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
FF Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schaffen.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Profiten bestimmt wird.
FF Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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In der Praxis heißt 
„sozial“bei der FPÖ we-
niger soziale Wärme für 
AsylwerberInnen und 
Menschen mit Migrations-
hintergrund anstatt mehr 
für die „eigenen Leut“. In 
Linz will Vizebürgermeis-
ter Wimmer den Preis für 
das Umweltticket (sub-
ventionierte Jahreskarte) 
erhöhen und dafür kos-
tenpflichtiges Parken an 
Samstagen streichen. Das 
trifft v.a. Jugendliche, äl-
tere Menschen und all-
gemein alle Ärmeren. Bei 
Zielpunkt wurde zwar ei-

ne schnellere Auszahlung 
der ausstehenden Gehäl-
ter gefordert. Nur gabs 
auch von blauer Seite kei-
ne Ansätze, wie die Jobs 
hätten gerettet werden 
können oder eine Orga-
nisierung der Beschäftig-
ten für Proteste. Die An-
tastung des Vermögens der 
Pfeiffers war genausowe-
nig Thema, wie die Frage, 
wer diese Werte eigentlich 
wirklich geschaffen hat. 
Privateigentum ist bei al-
ler christlichen Nächsten-
liebe halt doch heiliger als 
die berechtigten Ansprü-

che und die Zukunfts-
ängste der einfachen Be-
schäftigten. Dass Strache 
& Co. ein Problem mit der 
Selbstinitiative und -orga-
nisierung der ArbeiterIn-
nenklasse haben, zeigen 
die wiederkehrenden Vor-
stöße zur Abschaffung der 
Gewerkschaft, weil es ja 
die Arbeiterkammer gibt, 
oder auch das gleiche nur 
umgekehrt. Wer also eine 
wirkliche ArbeiterInnen-
partei will, muss sich am 
Aufbau einer solchen be-
teiligen!	

	 Thomas Hauer

FPÖ = Kürzen bei 
den Ärmsten!

Kampagne gegen Rechts in Graz

Rassismus und sein kapitalistischer 
Charakter machen die beworbene 
soziale Wärme zur heißen Luft.


